@ Einlagensicherungsfonds

Statut des
Einlagensicherungsfonds

Stand: 17. August 2026



Inhalt

Statut des Einlagensicherungsfonds

§1 Einlagensicherungsfonds 5
§ 2  Aufgabe und Zweck des Einlagensicherungsfonds 5
§ 2a  Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds 5
§ 3  Voraussetzung fir die Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds 6
§ 4  Beendigung der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds 7
§ 4a Risikoeinschatzung "
§ 4b Einlagenklassifizierung 12
§ 5  Pflichten und Rechte der an dem Einlagensicherungsfonds mitwirkenden
Banken 13
§ 5a Finanzierung und Zielausstattung 16
§ 5b Informationen zur Einlagensicherung und Werbung 23
§ 6  Umfang der Einlagensicherung 24
§ 7  Ausschuss fur die Einlagensicherung 35
§ 7a  Risikokomitee Einlagensicherung und Task Force 37
§ 8  Einschaltung des Prifungsverbandes 39
§ 9  Bekanntgabe der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds 40
§ 10 Keine Anspriiche der Bank 40
§ 11 Geheimhaltungs- und Schweigepflicht, Vermeidung von
Interessenskonflikten 40
§12 OrdnungsmaBnahmen 42
§ 13 Aufldsung des Einlagensicherungsfonds 46



Anlagen

Anlage zu § 2a Absatz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Anlage zu § 4a des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Anlage zu § 4b des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Anlage zu § 5 Absatz 1 Satz 1 sowie § 5b Absatz 1 Satz 1
des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Anlage zu § 5 Absatz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Anlage zu § 5 Absatz 5 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Anlage zu § 5 Absatz 10 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Anlage zu § 5a Absatz 10 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Anlage zu § 6 Absatz 18 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

48
56
63

65
69
72
78
82
89



Statut des
Einlagensicherungsfonds



§1

§2

§ 2a

Einlagensicherungsfonds

Innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. — im Folgenden
Bankenverband - besteht als unselbststandiges Sondervermdgen ein
Einlagensicherungsfonds deutscher Banken - im Folgenden Einlagensi-
cherungsfonds genannt.

Aufgabe und Zweck des Einlagensicherungsfonds

Der Einlagensicherungsfonds hat die Aufgabe, bei drohenden oder be-
stehenden finanziellen Schwierigkeiten von Banken, insbesondere bei
drohender Zahlungseinstellung, im Interesse der Einleger Hilfe zu leisten,
um Beeintrachtigungen des Vertrauens in die privaten Kreditinstitute zu
verhuten.

Zur Durchfuhrung der in Absatz 1 umschriebenen Aufgabe sind alle zur
Hilfeleistung geeigneten MaBnahmen zuldssig, und zwar insbesondere
Zahlungen an einzelne Glaubiger — vor allem gemaB § 6 dieses Statuts —,
Leistungen an Banken, die Ubernahme von Garantien oder die Ubernah-
me von Verpflichtungen im Rahmen von MaBnahmen gemanB § 46 KWG.

Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds

T Alle Kreditinstitute (einschlieBlich der inlandischen Zweigstellen aus-
landischer Kreditinstitute im Sinne von § 53 Absatz 1 KWG bzw. Zweig-
niederlassungen auslandischer Kreditinstitute im Sinne von § 53b Ab-
satz 1 KWG), die Mitglieder des Bankenverbandes sind — im Folgenden
jeweils ,Bank” genannt —, sind verpflichtet, an dem Einlagensicherungs-
fonds mitzuwirken, sofern nicht ein Ausnahmetatbestand gemaB Ab-
satz 2 vorliegt. ? Fur inlandische Zweigstellen auslandischer Banken im
Sinne von § 53 Absatz 1 KWG bzw. Zweigniederlassungen auslandischer
Banken im Sinne von § 53b Absatz 1 KWG gelten erganzend die beson-
deren Regelungen, die in der Anlage ,Zusatzregelung fir die Mitwirkung
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§3

von Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen auslandischer Banken an
der Einlagensicherung” zu diesem Statut niedergelegt sind.

Auf Antrag kénnen Zweigniederlassungen von auslandischen Banken
von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds befreit werden.

Banken, die auBerordentliche Mitglieder des Bankenverbandes sind, wir-
ken nicht an dem Einlagensicherungsfonds mit.

Voraussetzung fur die Mitwirkung an
dem Einlagensicherungsfonds

Voraussetzung fir die Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds ist,
dass

(a) die Bank Uber die zum Geschaftsbetrieb erforderlichen Mittel ver-
flgt, die den Anforderungen entsprechen, die die zustandige Auf-
sichtsbehorde fir die Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb eines
Bankgeschaftes gemaBn §§ 32 und 33 KWG zu Grunde legt, und

(b) die Bank mindestens zwei Geschéftsleiter hat, die die erforderliche
personliche Eignung und Zuverlassigkeit besitzen, wobei die erfor-
derliche personliche Eignung vor allem voraussetzt, dass die be-
treffenden Personen Uber umfangreiche Bankerfahrung verfligen
und Gewahr flur eine Geschaftspolitik bieten, die eine Gefahrdung
der Einlagen ausschlieBt und im Einklang mit den unter Buchstabe d)
niedergelegten Grundsatzen steht, und

(c) keine Tatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, dass
der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung (§ 1 Absatz 9 KWG) oder
sein gesetzlicher oder satzungsmaBiger Vertreter oder person-
lich haftender Gesellschafter nicht zuverlassig ist oder aus anderen
Grinden nicht den im Interesse einer soliden und umsichtigen Fuh-
rung der Bank zu stellenden Anspriichen genligt, und

(d) die Bank ein dauerhaft tragfahiges Geschaftsmodell nachweisen
kann und
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§4

(e) die Bank ein insgesamt ausgeglichenes Ergebnis im laufenden Ge-
schaft hat und die notwendige Liquiditat gewahrleistet sowie die
Anforderungen erfillt, die nach den Vorschriften des Gesetzes Uber
das Kreditwesen an die ordnungsmaBige Durchfiihrung von Bank-
geschaften zu stellen sind, und

(f) die Bank Mitglied im Prifungsverband deutscher Banken e.V. — im
Folgenden Prifungsverband —ist und

(g) die Bank mindestens die Anforderungen erfiillt, die nach dem Ver-
fahren der Bonitatsklassifizierung gemaB § 4a zu der Klasse BBB+
flhren, und

(h) die Bank die Voraussetzungen fiir die Mitgliedschaft im Bankenver-
band erflllt, sie einen entsprechenden Aufnahmeantrag gem. § 6
Abs. 6 der Satzung des Bankenverbandes gestellt und der Vorstand
erklart hat, dass der Aufnahme nach Bestatigung der Mitwirkung an
dem Einlagensicherungsfonds Hindernisse nicht im Wege stehen.

Die Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds beginnt, sobald die neu
aufgenommene Bank den Vorschuss auf die Jahresumlage fiir das Auf-
nahmejahr und die Einmalzahlung gemaB § 5a Absatz 7 entrichtet so-
wie die Erklarungen gemaB § 5 Absatz 2 und 10 beigebracht hat und der
Bankenverband ihr daraufhin die Mitwirkung bestatigt hat.

Beendigung der Mitwirkung an dem
Einlagensicherungsfonds

Die Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds endet
(a) mit Beendigung der Mitgliedschaft der Bank im Bankenverband oder

(b) mit Beendigung der Mitgliedschaft der Bank im Priifungsverband
oder

(c) durch Ausschluss von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungs-
fonds.
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Eine Bank kann von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
ausgeschlossen werden,

(a)

(b)

(c)

wenn bei ihr die in § 3 Absatz 1 Buchstabe a) bis e) genannten Vor-
aussetzungen fir ihre Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
nicht oder nicht mehr gegeben sind oder wenn sie die Erklarung ge-
maB § 5 Absatz 10 Satz 3 auch auf Anforderung nicht vorlegt oder

wenn sie aufgrund des Bonitatsklassifizierungsverfahrens geman
§ 4a in die Klasse B- oder eine schlechtere Klasse eingestuft wurde
und eine Verbesserung der Bonitatsklassifizierung nicht zu erwarten
ist. Oder

wenn sie aufgrund des Einlagenklassifizierungsverfahrens geman
§ 4b in die Klasse DR 6 oder eine schlechtere Klasse eingestuft wur-
de und eine Verbesserung der Einlagenklassifizierung nicht zu er-
warten ist.

Fur den Ausschluss einer Bank von der Mitwirkung an dem Einlagen-
sicherungsfonds als OrdnungsmaBnahme wegen Pflichtverletzung der

Bank gelten die Bestimmungen des § 12.

" Der Ausschluss von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
ist mit einer Frist von sechs Monaten vorher anzudrohen.

(a)

2 Im Fall des Absatzes 2 Buchstabe b) kann die Androhung erst er-
folgen, wenn

(i) die Bank nach der Bonitatsklassifizierung mehr als zwei aufei-
nander folgende Jahre der Klasse B- oder einer schlechteren
Klasse angehort oder

(i) die Bank (A) nach der Bonitatsklassifizierung der Klasse B- oder
einer schlechteren Klasse angehért und (B) vor Ablauf der Zwei-
jahresfrist gemaB (i) auf der Grundlage von mindestens zwei
Einlagenklassifizierungen flr einen Zeitraum von mindestens 12
Monaten der Klasse DR 5 oder einer schlechteren Klasse an-
gehort.
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(b) ® Im Fall des Absatzes 2 Buchstabe c) kann die Androhung erst er-
folgen, wenn die Bank auf der Grundlage von mindestens zwei Einla-
genklassifizierungen fur einen Zeitraum von mindestens 6 Monaten
der Klasse DR 6 oder einer schlechteren Klasse angehort.

4. ' Uber einen Ausschluss entscheidet der Vorstand des Bankenverban-
des nach Anhdrung der Bank. ? Der Vorstand wird bei seiner Entschei-
dung berlcksichtigen, ob gemessen an den Belangen des Einlagensi-
cherungsfonds der Ausschluss fur die Bank eine unbillige Harte bedeutet.

5. ' Eine Entscheidung des Vorstandes Uber den Ausschluss einer Bank ist
dieser schriftlich mitzuteilen; die Entscheidung wird einen Monat nach
Zugang bei der Bank wirksam. ? Die Bank kann eine Uberpriifung der
Entscheidung durch die Delegiertenversammlung des Bankenverban-
des verlangen; die Anrufung der Delegiertenversammlung muss durch
schriftliche Erklarung gegenliber der Geschaftsstelle des Bankenver-
bandes erfolgen, die innerhalb der Frist nach Satz 1 Halbsatz 2 bei der
Geschéftsstelle des Bankenverbandes eingehen muss. ° Die Anrufung
der Delegiertenversammlung des Bankenverbandes hat aufschiebende
Wirkung.  Ein Ausschluss erfolgt nicht, wenn die Delegiertenversamm-
lung dem Ausschluss mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen wi-
derspricht. ® Die Entscheidung der Delegiertenversammlung wird der
Bank schriftlich bekanntgegeben und einen Monat nach Zugang bei der
Bank wirksam.

6. " Wird an einer Bank eine Beteiligung erworben, aufgrund derer der Be-
teiligte die Mehrheit der Stimmrechte oder des Kapitals halt oder in sons-
tiger Weise unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss im
Sinne von § 5 Absatz 10 ausiiben kann, so endet die Mitwirkung der Bank
an dem Einlagensicherungsfonds ohne Ausschlussverfahren nach Ab-
lauf von neun Monaten ab dem Zeitpunkt des Erwerbs der Beteiligung,
unabhangig davon, ob eine solche Beteiligung innerhalb dieser Frist an
eine andere Person oder ein anderes Unternehmen weiterverauBert wird.
2 Eine Beendigung der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds tritt
nicht ein, wenn
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(a) dem Bankenverband zuvor Gelegenheit gegeben worden ist, fest-
zustellen, dass der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung (§ 1 Ab-
satz 9 KWG) oder sein gesetzlicher oder satzungsmaBiger Vertreter
oder personlich haftender Gesellschafter zuverlassig ist und auch
sonst den im Interesse einer soliden und umsichtigen Fihrung einer
Bank zu stellenden Anspriichen gentigen (Eignung), und

(b) innerhalb der in Satz 1 bestimmten Frist alle Tatsachen offen gelegt
werden, die den Schluss auf die Zuverlassigkeit und Eignung erlau-
ben und etwaige Zweifel an ihr ausraumen und insoweit alle erfor-
derlichen Prufungsfeststellungen ermoglicht wurden.

% Der Bankenverband kann die Frist verlangern bzw. im Falle der be-
reits eingetretenen Beendigung der Mitwirkung eine vorlaufige befristete
Wiederaufnahme aussprechen.

' Bei Banken, deren Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds en-
det, bleibt die Verpflichtung zur Entrichtung der Jahresumlage solange
und soweit bestehen, wie Einlagen bei der Bank weiterhin vom Einlagen-
sicherungsfonds gemaR § 6 (einschlieBlich gemaB § 6 Absatz 18) gesi-
chert werden (§ 6 Absatz 14). ? Einlagen, die nach Beendigung der Mit-
wirkung an dem Einlagensicherungsfonds getatigt werden und geman
§ 6 Absatz 14 nicht mehr geschutzt sind, bleiben bei der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage im Sinne von § 5a Absatz 3 Satz 1 unberlcksich-
tigt. 2 Im Ubrigen finden die Bestimmungen dieses Statuts einschlieB-
lich der sich aus ihnen ergebenden Verpflichtungen, insbesondere die
Verpflichtung zur Freistellung des Bankenverbandes von Verlusten, zur
Einreichung von Daten, Duldung von Prifungen und zur Erteilung und
Beachtung von Auflagen, flr die Bank, deren Mitwirkung an dem Ein-
lagensicherungsfonds beendet ist, Anwendung, solange Einlagen die-
ser Bank gesichert sind (§ 6 Absatz 14). * Der Bankenverband kann die
Durchfiihrung dieser Prifungen fir den Zeitraum von der Beendigung
der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds bis zur Beendigung der
Sicherung der Einlagen auf den Prifungsverband oder einen anderen
geeigneten Dritten ibertragen; eine solche Ubertragung ist der betref-
fenden Bank schriftlich mitzuteilen. ° Im Falle einer solchen Ubertragung
der Aufgaben des Prifungsverbandes auf einen anderen geeigneten
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§ 4a

Statut |

Dritten gelten alle Bezugnahmen in diesem Statut auf den Prifungsver-
band sinngeman flr einen etwaigen vom Bankenverband benannten an-
deren geeigneten Dritten.

" Die Bank, deren Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds beendet
ist, hat auf Anforderung Informationen und Nachweise zu den nach dem
Statut noch gesicherten Einlagen an den Priifungsverband zu Gbermit-
teln. 2 Die Informationen und Nachweise kdnnen nach MaBgabe der in
diesem Statut und in der Satzung des Prifungsverbandes enthaltenen
Bestimmungen Uber Auskunftserteilung, Vorlage von Dokumenten und
Nachweisen sowie die Vornahme ortlicher Prufungen Uberprift werden.
5 Soweit entsprechende Informationen bzw. Nachweise nicht rechtzeitig
Ubermittelt werden, gelten fir Zwecke der Ermittlung der Jahresumla-
ge die zuletzt ermittelten Bemessungsgrundlage, Eigenkapitalfaktor und
Verlustpufferquote fort.

Risikoeinschatzung

" Die Banken werden jahrlich einer Risikoeinschatzung unterzogen. ? Die
Risikoeinschatzung beruht auf einer durch den Prifungsverband oder
eine seiner Tochtergesellschaften durchzufiihrenden Bonitatsklassifizie-
rung, dem Eigenkapitalfaktor und der Verlustpufferquote. * Das Nahe-
re regeln die ,,Grundsatze fir die Risikoeinschatzung®, die Bestandteil
dieses Statuts sind. * Die Bonitatsklassifizierung kann abweichend von
Satz 1 auch dann durchgefiihrt werden, wenn Anhaltspunkte bestehen,
dass sich die Verhaltnisse der Bank seit der letzten Bonitatsklassifizie-
rung erheblich verandert haben.

' Die Banken sind verpflichtet, die flr die Bonitatsklassifizierung erfor-
derlichen Daten innerhalb der vom Prifungsverband gesetzten Fristen
vorgabengemaB im Sinne von § 5 Absatz 12 zur Verfligung zu stellen.
2 Unabhangig von weiteren moglichen Konsequenzen insbesondere aus
§ 12 wird eine Bank im Falle fehlender, oder auf Grund ihres beschrank-
ten Aussagegehaltes unzureichender Unterlagen fiir die Bonitatsklassifi-
zierung nach Ablauf einer angemessenen Nachreichungsfrist der Klasse
C gemaB den ,,Grundsatzen fur die Risikoeinschatzung® zugeordnet.
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" Die fur Zwecke der Ermittlung des Eigenkapitalfaktors und der Verlust-
pufferquote erforderlichen Daten sind per Stichtag 31. Marz und 30. Juni,
30. September und 31. Dezember eines jeden Jahres zu ermitteln und
dem Prufungsverband spatestens bis zum 15. Kalendertag nach Ende
des jeweiligen Folgemonats vorgabengemaB im Sinne von § 5 Absatz 12
zu Ubermitteln. ? Die Rechtsfolgen einer Nichteinreichung oder nicht
ordnungsgemaBen Einreichung der erforderlichen Unterlagen richten
sich —unbeschadet mdglicher weiterer Konsequenzen insbesondere aus
§ 12 — nach den Regelungen des § 5a Absatz 12.

Einlagenklassifizierung

' Die Banken werden jahrlich einer Einlagenklassifizierung unterzogen,
die nach naherer MaBgabe der ,Grundsatze fir die Einlagenklassifizie-
rung”, die Bestandteil dieses Statuts sind, von dem Prufungsverband
oder eine seiner Tochtergesellschaften durchgefihrt wird. ? Die Einla-
genklassifizierung kann abweichend von Satz 1 auch in kirzeren Inter-
vallen durchgefuhrt werden, wenn Anhaltspunkte bestehen, dass sich
die Verhaltnisse der Bank oder der Einlagen seit der letzten Einlagenklas-
sifizierung nicht unerheblich veréandert haben oder anlassunabhangig
wenn die Bank nach dem vorhergehenden Einlagenklassifizierungsver-
fahren in die Klasse DR 3 oder eine schlechtere Klasse eingestuft wurde.

' Die Banken sind verpflichtet, die fur die Einlagenklassifizierung erfor-
derlichen Daten innerhalb der vom Prifungsverband gesetzten Fristen
vorgabengemaB im Sinne von § 5 Absatz 12 zur Verfligung zu stellen.
2 Unabhangig von weiteren moglichen Konsequenzen insbesondere aus
§ 12 wird eine Bank im Falle fehlender, oder auf Grund ihres beschrankten
Aussagegehaltes unzureichender Unterlagen fur die Einlagenklassifizie-
rung nach Ablauf einer angemessenen Nachreichungsfrist der Klasse DR
7 gemanB den ,Grundsatzen fur die Einlagenklassifizierung” zugeordnet.
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§5

Pflichten und Rechte der an dem Einlagen-
sicherungsfonds mitwirkenden Banken

Jede Bank ist verpflichtet, in die Allgemeinen Geschéftsbedingungen
ihres Inlandsgeschafts die folgenden Klauseln entsprechend der diesem
Statut im Anhang beigefligten Anlage ,Nummer 20 AGB Banken" aufzu-
nehmen und sie der Geschaftsbeziehung mit ihren Kunden zu Grunde
zu legen:

e Forderungstibergang:
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftrag-
ter Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen
gegen die Bank in entsprechender Héhe mit allen Nebenrechten Zug
um Zug auf den Einlagensicherungsfonds Uber.

o Auskunftserteilung:
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von
ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Aus-
kiinfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

" Die Banken haben dem Bankenverband je eine Erklarung einzurei-
chen, mit der sie die zustandigen Aufsichts- und Abwicklungsbehor-
den, die Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH sowie
den Prifungsverband ermachtigen, den Bankenverband uber alles zu
unterrichten, was die bei der jeweiligen Bank unterhaltenen Einlagen als
moglicherweise gefahrdet erscheinen lasst. ? Gleichzeitig ist der Ban-
kenverband ermachtigt, bei diesen Stellen alle hierfiir erforderlichen
Auskiinfte einzuholen und sie liber alle Vorfalle zu unterrichten, die ihm
im Rahmen seiner Tatigkeit bekannt werden. ® Der Wortlaut der entspre-
chenden Ermachtigungserklarung ist als Anlage im Anhang zu diesem
Statut wiedergegeben.

Die Banken sind verpflichtet, den Bankenverband unverziglich Gber das
Entstehen, die Anderung und die Beendigung einer bedeutenden Betei-
ligung zu unterrichten und alle Informationen zur Verfigung zu stellen,
damit beurteilt werden kann, ob die betroffenen Gesellschafter zuver-
lassig sind und den im Interesse der Gewahrleistung einer soliden und
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umsichtigen Fihrung des Kreditinstituts zu stellenden Ansprichen ge-
ndgen.

Die Banken sind verpflichtet, den Prifungsverband bei seiner Prifungs-
tatigkeit zu unterstutzen.

" Der Prufungsverband kann einer Bank unter den in § 11 der Satzung
des Prufungsverbandes in der am 06. Januar 2026 ins Vereinsregister
eingetragenen Fassung genannten Voraussetzungen Auflagen erteilen,
welche von der Bank unverziglich zu erfillen sind. ? § 11 der Satzung
des Prufungsverbandes in der am 06. Januar 2026 ins Vereinsregister
eingetragenen Fassung ist diesem Statut als Anlage im Anhang beigefligt.

(gestrichen)

" Jede Bank ist verpflichtet, die Auflagen zu erfillen, die der Bankenver-
band im Zusammenhang mit einer fur die Bank erfolgenden MaBnahme
gemaR § 2 Absatz 2 vorschreibt; diese Auflagen kdnnen sachlicher und
personeller Art sein. ? Soweit dies zur Erfiillung seiner Aufgaben not-
wendig ist, insbesondere im Zusammenhang mit MaBnahmen gemanB § 2
Absatz 2, kann der Bankenverband von der jeweiligen Bank und deren
Organen auBerdem Auskiinfte Uber alle Geschaftsangelegenheiten so-
wie die Vorlage von Buchern und Schriften verlangen. ® Bei der Aus-
flihrung von Tatigkeiten aufgrund des § 2 Absatz 2 haftet der Banken-
verband oder ein von ihm Beauftragter gegentiber den Banken nur fir
Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit.

Flhrt der Bankenverband im Zusammenhang mit einer MaBnahme ge-
maB § 2 Absatz 2 von der Bank abgeschlossene Wertpapiergeschafte
aus, an deren Erflllung diese infolge eines Zahlungs- oder VerauBe-
rungsverbotes gemaB § 46 KWG gehindert ist, so gilt die Zustimmung
der Bank zu allen Handlungen des Bankenverbandes als erteilt, die zu
einer ordnungsgemaBen Durchfiihrung dieser Geschafte erforderlich sind.

" Aufwendungen fir MaBnahmen nach § 2 Abs. 2 hat die Bank dem Ban-
kenverband zu ersetzen, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschrif-
ten entgegenstehen. ? Die Geltendmachung sonstiger Anspriiche bleibt
unberthrt.
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10.

1.

" Jede Bank ist verpflichtet, den Bankenverband von Verlusten freizustel-
len, die diesem durch eine Hilfeleistung zu Gunsten einer anderen Bank
entstanden sind, an der der jeweiligen Bank die Mehrheit der Anteile ge-
hort oder Uber die sie unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden
Einfluss ausliben kann. ? Unbeschadet der sich aus Satz 1 ergebenden
Verpflichtung haben die in Betracht kommenden Banken entsprechen-
de ausdrtickliche Erklarungen abzugeben. * AuBerdem haben Banken in
entsprechender Anwendung der Satze 1 und 2 eine Erklarung

« von einer nicht an dem Einlagensicherungsfonds mitwirkenden natir-
lichen oder juristischen Person oder Personengesellschaft, der die
Mehrheit der Anteile an der Bank gehort oder die unmittelbar oder
mittelbar einen beherrschenden Einfluss auf die Bank ausiliben kann,
oder

« von mehreren Banken oder nicht an dem Einlagensicherungsfonds
mitwirkenden natlrlichen oder juristischen Personen oder Personen-
gesellschaften, die gemeinsam unmittelbar oder mittelbar beherr-
schenden Einfluss auf die Bank ausliben kdonnen,

beizubringen. * Fur die Beurteilung der Frage, ob in diesen Fallen je-
mandem die Mehrheit der Anteile gehort oder ein beherrschender Ein-
fluss vorliegt, finden die §§ 16 ff. AktG unabhangig von der Rechtsform
der Bank oder der beteiligten Banken, Kreditinstitute, nattrlichen oder
juristischen Personen und Personengesellschaften entsprechende An-
wendung. ° Zur Durchfihrung der in den Satzen 1 bis 4 enthaltenen
Verpflichtungen haben die Banken dem Bankenverband jeweils unver-
zuglich anzuzeigen, an welchen Banken ihnen die Mehrheit der Anteile
gehort und Uber welche Banken sie unmittelbar oder mittelbar einen be-
herrschenden Einfluss ausiiben kénnen; in entsprechender Weise ha-
ben die Banken den Bankenverband zu unterrichten, wenn bei ihnen die
vorstehend genannten Voraussetzungen erfillt sind. © Der Wortlaut der
entsprechenden Verpflichtungserklarung ist als Anlage im Anhang des
Statuts wiedergegeben.

" Jede Bank ist verpflichtet, dem Bankenverband unverziglich anzu-
zeigen, wenn eine Abwicklung des bankgeschéaftlichen Betriebes ein-
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§ ba

16

geleitet wird. ? Sofern nicht auszuschlieBen ist, dass wahrend der Ab-
wicklung MaBnahmen nach § 2 Absatz 2 notwendig werden, kann der
Bankenverband Auflagen nach Absatz 7 vorschreiben.

Die Banken stellen dem Bankenverband sowie dem Prifungsverband alle
nach diesem Statut oder sonst zur Erfullung der Aufgaben des Einlagen-
sicherungsfonds erforderlichen Daten innerhalb der vorgesehenen Fris-
ten oder nach Aufforderung entsprechend den Vorgaben des Bankenver-
bands bzw. des Prifungsverbandes in maschinell bearbeitbarer Form auf
dem vorgegebenen Ubertragungsweg fristgerecht zur Verfiigung.

Finanzierung und Zielausstattung

" Die Finanzmittel des Einlagensicherungsfonds werden von den Banken
durch Jahresumlagen und Sonderumlagen aufgebracht. ? Der Banken-
verband strebt eine Zielausstattung des Einlagensicherungsfonds mit
einem Vermogen in Hohe von mindestens 0,5% der durch den Einla-
gensicherungsfonds gemaR § 6 gesicherten Einlagen aller an ihm mit-
wirkenden Banken an. ® Die Banken zahlen ferner einen Verwaltungs-
kostenzuschuss.

" Die Banken sind verpflichtet, jahrlich bis spatestens zum 31. Marz eine
Umlage in Héhe von 0,6 %o (Bemessungsfaktor) der bei innen durch den
Einlagensicherungsfonds oder die Entschadigungseinrichtung deutscher
Banken GmbH (EdB) gesicherten Verbindlichkeiten an den Bankenver-
band zu entrichten (Jahresumlage). > Der Ausschuss flir die Einlagensi-
cherung pruft jahrlich die Angemessenheit des Bemessungsfaktors nach
Satz 1 unter Bericksichtigung der Hohe des Vermdgens des Einlagen-
sicherungsfonds, der angestrebten Zielausstattung gemaB Absatz 1, des
Mittelbedarfs fur geleistete oder moglicherweise bevorstehende Hilfs-
maBnahmen nach § 2 Absatz 2, der Risikoeinschatzungen nach § 4a, so-
wie der aktuellen Marktentwicklungen. ¢ Uber eine etwaige Anpassung
des Bemessungsfaktors beschlieBt der Vorstand des Bankenverbandes
auf Vorschlag des Ausschusses fir die Einlagensicherung. * Der ange-
passte Bemessungsfaktor darf 1,2 %o nicht Uberschreiten und kann bis
auf 0 %o abgesenkt werden. ° Der Bemessungsfaktor ist vom Vorstand
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jeweils in dem Jahr, das dem Jahr der jeweiligen Umlageerhebung vor-
hergeht, festzulegen und den Banken bekanntzugeben. ¢ Eine rickwir-
kende Erhohung des Bemessungsfaktors ist ausgeschlossen.

3. " Die Jahresumlage ist auf Basis des Durchschnitts der zum 31. Marz und
30. Juni des Vorjahres und der zum 30. September und 31. Dezember
dem Vorjahr vorhergehenden Jahres gemaR § 6 sowie der durch die EdB
gesicherten Verbindlichkeiten der Bank zu bestimmen (Bemessungs-
grundlage). ? Verbindlichkeiten werden hierbei zu 35% angerechnet,
soweit sie durch die EdB geschitzt werden. ° Soweit die Verbindlichkei-
ten nicht durch die EdB geschutzt werden, aber als Einlagen gemaB § 6
gesichert sind, werden sie wie folgt angerechnet:

» Einlagen bis zu 5 Mrd. € zu 100 %
o Einlagen uber 5 Mrd. € bis zu 10 Mrd. € zu 90 %
« Einlagen Uber 10 Mrd. € bis zu 25 Mrd. € zu 80 %
» Einlagen Uber 25 Mrd. € bis zu 50 Mrd. € zu 60 %
« Einlagen tber 50 Mrd. € bis zu 100 Mrd. € zu 40 %
« Einlagen uber 100 Mrd. € zu20%

4 Fur die Bestimmung der Jahresumlage sind auch solche Verbind-
lichkeiten zu beriicksichtigen, die aufgrund von Ubergangsregelungen
(insbesondere § 6 Absatz 18 dieses Statuts) gesichert werden. ® In be-
sonders gelagerten Fallen kann der Vorstand des Bankenverbandes auf
Vorschlag des Ausschusses fiir die Einlagensicherung fir einzelne Ban-
ken eine abweichende Bemessungsgrundlage festsetzen.

4. Die fur die Ermittlung der Bemessungsgrundlage gemaB Absatz 3 erfor-
derlichen Daten sind zu den Stichtagen 31. Marz und 30. Juni, 30. Sep-
tember und 31. Dezember zu ermitteln und dem Prifungsverband nach
dessen Vorgaben (Spezifikation fiir die Bereitstellung eines Daten-
bestands) zusammenzustellen (Einreicherdatei Erweitert) und an ihn
spatestens bis zum 15. Kalendertag nach den genannten Stichtagen zu
Ubermitteln (Meldedatei Erweitert).

5. ' Liegen bei Festlegung der Jahresumlage die gemaB § 5 Absatz 10 bei-
zubringenden Freistellungserklarungen vor, erhalt die Bank einen Rabatt
von 10 % auf die Jahresumlage (nach Hinzurechnung bzw. Abzug der
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Zu- und Abschldge nach Absatz 6), wenn die Bank vor Festlegung der
Jahresumlage eine noch gultige Bestatigung des Prufungsverbandes
einreicht, dass mindestens eine der nach § 5 Abs. 10 abgegebenen Er-
klarungen nach Einschatzung des Prifungsverbandes fir Zwecke der
Rabattgewahrung hinreichend werthaltig ist. ? Bei der Einschatzung der
Werthaltigkeit ist insbesondere zu bertcksichtigen, inwieweit

(a) die Freistellungserklarungen mit angemessenem Aufwand rechtlich
und tatsachlich durchsetzbar waren und

(b) die Bonitat und das frei verfiigbare Vermdgen der die Freistellungs-
erklarungen Abgebenden ausreichend waren, um einen hypotheti-
schen Verlust des Einlagensicherungsfonds fur eine Entschadigung
der Einleger voll abzudecken.

5 Die fur die Einschatzung erforderlichen Daten und Nachweise sind von
der Bank dem Priifungsverband zur Verfligung zu stellen; die Kosten der
Einschatzung durch den Prifungsverband sind von der Bank zu tragen.
4 Fur neu aufgenommene Banken ist die fur Zwecke der Rabattgewah-
rung relevante Werthaltigkeit bis einschlieBlich fur das dritte Folgejahr
nach dem Jahr der Aufnahme nachtraglich einzuschatzen und entspricht
der Einschatzung der Werthaltigkeit fiir das vierte Folgejahr. ° Fir Frei-
stellungserklarungen, die von Banken abgegeben werden, wird kein Ra-
batt gewahrt.

" Abhangig von den Ergebnissen der Risikoeinschatzung des Prifungs-
verbandes gemaB § 4a kann sich die Jahresumlage erhéhen (Zuschlag)
oder ermaBigen (Abschlag). > MaBgeblich ist die bei Feststellung der
Jahresumlage aktuell vorliegende Risikoeinschatzung (einschlieBlich
einer solchen, die auf § 4a Absatz 2 Satz 2 oder § 5a Absatz 12 Satz 2
beruht). ® Fir die Bonitatsklassifizierung, den Eigenkapitalfaktor und
die Verlustpufferquote werden zu diesem Zweck jeweils gesonderte Zu-
bzw. Abschlage berechnet. * Die Einzelzuschlage bzw. -abschlage sind
zu addieren, wobei etwaige Zu- bzw. Abschléage fiir die Klassifizierung zu
50 % und etwaige Zu- bzw. Abschlage flr den Eigenkapitalfaktor sowie
die Verlustpufferquote zu je 25 % angerechnet werden. ° Die Hohe der
Zu- bzw. Abschlage fir die Bonitatsklassifizierung, den Eigenkapitalfak-
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tor und die Verlustpufferquote werden vom Ausschuss flr die Einlagen-
sicherung nach MaBgabe der folgenden Vorgaben beschlossen:

(a) Die Zuschlage dirfen insgesamt das 10-fache der Jahresumla-
ge (ohne Berilicksichtigung etwaiger Rabatte nach Absatz 5) nicht
Uberschreiten, wobei auch die ungewichteten Einzelzuschlage fur
die Bonitatsklassifizierung, den Eigenkapitalfaktor und die Verlust-
pufferquote (ohne Berlicksichtigung der Gewichtung gemaR Satz 4)
jeweils das 10-fache der Jahresumlage nicht Uberschreiten durfen.
Der Abschlag auf die Jahresumlage darf insgesamt 7,5 % nicht Uiber-
schreiten.

(b) Zuschlage konnen vorgesehen werden bei einer Bonitatsklassifizie-
rung von A- oder schlechter, einem Eigenkapitalfaktor von 20 oder
schlechter bzw. einer Verlustpufferquote von 20 % oder schlechter.

(c) Ein Abschlag kann vorgesehen werden bei einer Bonitatsklassifizie-
rung von AA+ oder AAA bzw. einer Verlustpufferquote von 150 %
oder besser. Fur den Eigenkapitalfaktor wird kein Abschlag vorge-
sehen.

7. " Neuaufgenommene Banken werden im Jahr der Aufnahme neben der
Jahresumlage zu einer einmaligen Zahlung in Hohe von 1,8 %o der Be-
messungsgrundlage fur die Jahresumlage herangezogen. ? Fir die Jah-
resumlage der neuaufgenommenen Bank im Jahr der Aufnahme und die
folgenden drei Jahre sowie fur die einmalige Zahlung in Hohe von 1,8 %o
ist die Bemessungsgrundlage nach Absatz 3 maBgeblich, wie sie der
Jahresumlage fiir das vierte Folgejahr zugrunde gelegt wird. ® Die ein-
malige Zahlung betragt mindestens 60.000 €. * Im Jahr der Aufnahme
wird ein Vorschuss auf die Jahresumlage und die Einmalzahlung in Hohe
von insgesamt 2,4 %o bezogen auf die maBgeblichen Eigenmittel geman
§ 6 Absatz 8 (a) erhoben, mindestens jedoch ein Betrag von 60.000 €,
in den drei Folgejahren betragt der Vorschuss auf die jeweilige Jahres-
umlage 0,6 %o bezogen auf die maBgeblichen Eigenmittel gemaB § 6 Ab-
satz 8 (a), mindestens jedoch 15.000 €. ° Die endgliltige Abrechnung er-
folgt nach Vorlage der fiir die Erhebung der Jahresumlage fiir das vierte
Folgejahr erforderlichen Unterlagen gemeinsam mit der Erhebung dieser
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Jahresumlage. ¢ Abweichend davon leisten neu gegriindete Banken fur
das Jahr ihrer Aufnahme lediglich einen Beitrag in Hohe von 25.000 €
als Vorschuss auf die Jahresumlage und die Einmalzahlung und im Ub-
rigen den in Satz 4 beschriebenen Vorschuss auch im vierten Folgejahr;
Satz 2 gilt fUr neue gegriindete Banken mit der MaBgabe, dass die Be-
messungsgrundlage fur das funfte Folgejahr maBgeblich ist und auch fur
das vierte Folgejahr gilt; die endglltige Abrechnung erfolgt firr sie nach
Vorlage der fur die Erhebung der Jahresumlage fir das flinfte Folgejahr
erforderlichen Unterlagen gemeinsam mit dieser Jahresumlage.

" Der Vorstand des Bankenverbandes kann bei Erreichen der angestreb-
ten Zielausstattung auf Vorschlag des Ausschusses fir die Einlagensi-
cherung beschlieBen, dass die Anforderung der Jahresumlage fiir solche
Banken ausgesetzt wird, die (i) seit mehr als 20 Jahren an der Einlagen-
sicherung mitwirken, (ii) geman der Bonitatsklassifizierung nach § 4a der
Klasse BBB+ oder einer besseren Klasse zugewiesen sind und (iii) nicht
aufgrund des Eigenkapitalfaktors und/oder der Verlustpufferquote zu
einer erhohten Jahresumlage herangezogen werden. ? Die Aussetzung
nach Satz 1 gilt auch fiir die Tochterbanken, fiir die eine solche Bank eine
Erklarung gemaB § 5 Absatz 10 abgegeben hat.

" Reichen die Mittel des Einlagensicherungsfonds fur MaBnahmen zur
Hilfeleistung im Sinne des § 2 Absatz 2 nicht aus oder ist es sonst zur
Durchfiihrung der Aufgaben des Einlagensicherungsfonds erforderlich,
so kann der Vorstand des Bankenverbandes auf Vorschlag des Aus-
schusses fur die Einlagensicherung in jedem Geschaftsjahr die Erhebung
einer oder mehrerer Sonderumlagen beschlieBen.? Die Summe der Jah-
resumlage und aller Sonderumlagen eines Geschaftsjahres darf insge-
samt 200 % einer mit dem Bemessungsfaktor 0,6 %. berechneten Jah-
resumlage (ohne Bertlicksichtigung etwaiger Rabatte gemaB Absatz 5
oder Zu- und Abschlage gemaB Absatz 6) nicht Ubersteigen.

' Die Banken kénnen bis zu 30 % der Jahresumlage durch Ubernahme
einer besicherten vertraglichen Zahlungsverpflichtung erbringen. ? Die-
se Méglichkeit der Erbringung der Jahresumlage durch Ubernahme von
Zahlungsverpflichtungen besteht nur fur Zeitrdume nach der endgul-
tigen Abrechnung nach § 5a Abs. 7 Satz 5. ® Banken, welche von der
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Méglichkeit zur Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen Gebrauch ge-
macht haben, sollen im Ubrigen, insbesondere bei zahlungswirksamen
MaBnahmen nach § 2 Absatz 2, wirtschaftlich nicht besser gestellt wer-
den, als wenn sie die Jahresumlagen vollstandig durch Zahlung erbracht
hatten. * Die nahere Ausgestaltung der Zahlungsverpflichtungen sowie
des Verbots der wirtschaftlichen Besserstellung gemaB Satz 3 regeln die
.Grundsatze fur die Erbringung der Umlage durch Zahlungsverpflichtun-
gen”, die Bestandteil dieses Statuts sind.

" Daruber hinaus zahlen alle Banken als Verwaltungskostenzuschuss
einen jahrlichen Grundbeitrag. ? Dieser betragt grundsatzlich 35.000 €.
5 Er ist jedoch der Hohe nach begrenzt auf die von dem Institut in dem
jeweiligen Jahr zu zahlende Umlage und belduft sich auf mindestens
10.000 €. “ Fur Konzerne wird der Grundbeitrag fur alle an dem Einla-
gensicherungsfonds mitwirkenden Institute auf Antrag auf 150.000 €
begrenzt. ° Der Antrag ist von der Konzernobergesellschaft oder - falls
diese keine Bank ist — von einer beauftragten, an dem Einlagensiche-
rungsfonds mitwirkenden Bank zu stellen.

" Liegen die fur die Bemessungsgrundlage, den Eigenkapitalfaktor und
die Verlustpufferquote erforderlichen Daten dem Prifungsverband am
15. August des jeweiligen Abrechnungsjahres nicht, nicht vollstandig
oder nicht in der vorgegebenen Form vor, ist von dem betroffenen Institut
ein Verspatungszuschlag in Héhe von 10 % der mit dem Standardbemes-
sungsfaktor ermittelten rechnerischen Jahresumlage fir das laufende
Jahr, maximal jedoch 20.000 € zu zahlen. ? Werden die entsprechenden
Daten nicht vor Ablauf des 31. August ordnungsgemaB nachgereicht, gilt
erganzend Folgendes:

(a) Liegen die Einreicherdatei Erweitert und die Meldedatei Erweitert
nicht oder nicht vollstandig vor, wird das Volumen der gedeckten
Einlagen durch den Prifungsverband unter Berlicksichtigung des
Umfangs und der Struktur der Geschafte der Bank und einer Grup-
pe vergleichbarer Banken nach billigem Ermessen geschatzt. Flr die
Schatzung gilt § 319 Absatz 1 BGB entsprechend.
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(b) Liegen die fir die Bestimmung des Eigenkapitalfaktors bzw. die Ver-
lustpufferquote erforderlichen Daten nicht vor, erhalt die Bank fur
den Eigenkapitalfaktor bzw. die Verlustpufferquote die schlechteste
Einstufung.

(c) Der Verspatungszuschlag erhéht sich auf 20 % der rechnerischen
Jahresumlage auf Basis des Standardbemessungsfaktors, maximal
jedoch 50.000 €.

% Nach dem 31. August eingereichte Daten werden nicht mehr zuguns-
ten der Bank berlcksichtigt, es sei denn die Bank weist nach, dass die
Verzogerung der Bank nicht zuzurechnen ist. * In Einzelfallen kdnnen
einer Bank auf Antrag Fristverlangerungen, langstens bis zum 15. Sep-
tember eines jeweiligen Jahres eingeraumt werden. ® In diesem Fall
gelten anstelle des 15. bzw. 31. August die festgesetzten, verlangerten
Fristtermine.

' Stellt sich nach der Falligkeit einer Jahres- bzw. Sonderumlage (durch
vom Priifungsverband durchgefiihrte Priifungen oder anderweitig) her-
aus, dass die von der Bank nach § 4a und § 5a Absatz 4 zu Ubermitteln-
den Daten unvollstandig oder unrichtig waren und haben die unvollstan-
dig oder unrichtig Ubermittelten Daten zu einer niedrigeren Festsetzung
der Jahres- bzw. Sonderumlage gefiihrt, gilt die entsprechende ent-
richtete Jahres- bzw. Sonderumlage als Vorschuss und eine endgulti-
ge Abrechnung erfolgt auf Basis der vollstandigen und richtigen Daten.
2 Soweit nachtragliche Anpassungen der entrichteten Jahres- bzw. Son-
derumlage zu einer Nachzahlungspflicht der Bank fihren, ist der Nach-
zahlungsbetrag fiir den Zeitraum ab der Falligkeit der urspriinglichen
Jahres- bzw. Sonderumlage bis zum Zeitpunkt der Leistung der Nach-
zahlung mit dem in § 288 Absatz 2 BGB bestimmten Zinssatz, mindes-
tens jedoch 5 % zu verzinsen.

" Die Regelungen dieses § 5a gelten erstmalig fur die im Jahr 2018 zu
leistende Jahresumlage. ? Fur die im Jahr 2018 und 2019 zu leisten-
de Jahresumlage gelten sie mit der MaBgabe, dass abweichend von
Absatz 3 Satz 1 fur die Bemessungsgrundlage nur auf die Stichtage
31. Mérz 2018 und 30. Juni 2018 abzustellen ist und dass die Jahresum-
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lage fiur das Jahr 2018 spatestens zum 31. Dezember 2018 festzulegen
und zu entrichten ist. ® Fur neuaufgenommene Institute gilt Satz 2 ent-
sprechend, sofern das vierte volle Geschaftsjahr in das Jahr 2018 oder
2019 fallt; im Ubrigen bleibt Absatz 7 unberiihrt. ¢ Fiir friihere Zeitraume
gelten die jeweiligen Regelungen fur Umlagen und Verwaltungskosten-
zuschusse der am 13. Oktober 2016 eingetragenen Fassung des Statuts
des Einlagensicherungsfonds, das insoweit Bestandteil dieses Statuts
ist. ® Die Pflicht zur Lieferung von Daten gemaB Absatz 4 bleibt hiervon
unberuhrt und ist erstmalig fiir den Stichtag 30. September 2017 zu er-
flllen. 8 Fur die im Jahr 2024 zu leistende Jahresumlage ist abweichend
von Absatz 3 Satz 1 sowie abweichend von diesem Absatz 14 Satz 1 bis
4 fur die Bemessungsgrundlage nur auf die Stichtage 31. Marz 2023 und
30. Juni 2023 abzustellen.

§ 5b Informationen zur Einlagensicherung und Werbung

1 " Jede Bank ist verpflichtet, spatestens ab dem 1. Januar 2023 ihre Kun-
den in den Allgemeinen Geschaftsbedingungen ihres Inlandsgeschafts
entsprechend der diesem Statut im Anhang beigefiigten Anlage ,Num-
mer 20 AGB Banken" auf den Umfang der Sicherung durch den Einlagen-
sicherungsfonds und deren Voraussetzungen hinzuweisen. ? Die Kun-
den sind ferner bei Eingang der Geschaftsbeziehung tber den Umfang
der Sicherung, sowie bei etwaigen Anderungen zu informieren. * Darii-
ber hinaus ist die Information Uber die Mitwirkung an dem Einlagensiche-
rungsfonds wie folgt zulassig: Die Banken sind berechtigt, die Tatsache
ihrer Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds und dessen generelle
Funktionsweise durch Aushang in der Schalterhalle, im Impressum und/
oder unter allgemeinen Informationen auf ihren Internetseiten, durch
Schreiben (auch in elektronischer Form) an bestimmte Personen und bei
der Beantwortung von Anfragen bekannt zu geben und sachlich zu be-
schreiben. “ Informationen zur Sicherung individueller Produkte sowie
zu den individuellen Sicherungsgrenzen werden Uber die Information
nach Satz 1 und 2 hinaus von den Banken ausschlieBlich auf konkrete
Anfrage erteilt. ° Die Banken sind dafir verantwortlich, dass die Infor-
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mationen und Beschreibungen sachlich richtig sind; der Bankenverband
haftet fur die Beschreibungen und Informationen nicht.

T Nicht zulassig ist die Werbung mit der Sicherheit der Einlagen oder der
Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds in Presse, Rundfunk, Fern-
sehen oder elektronischen Medien, durch Postwurfsendungen, Emails
oder ahnliche Publikumswerbung. ? Die Banken sind verpflichtet, gegen
eine unzuldssige Werbung mit der Sicherheit ihrer Einlagen durch Dritte
einzuschreiten.

" Fir Banken, die Mitglied des Bankenverbandes sind, ist ein einheitli-
ches Signum geschaffen worden. ? Alle an der Einlagensicherung mit-
wirkenden Banken sind berechtigt, dieses Signum in ihren Schalterhal-
len, Schaufenstern oder Schaukasten sowie an den Eingangsturen aller
Niederlassungen anzubringen und es auf ihren Internetseiten sowie im
Schriftverkehr (auch im elektronischen Schriftverkehr) zu verwenden.
° Die Einzelheiten Uber die zuldssigen Verwendungsformen, insbeson-
dere Uber die GroBe und Gestaltung des Signums, setzt die Delegier-
tenversammlung des Bankenverbandes fest. * Fir die Benutzung des
Signums finden im Ubrigen Absatz 1und 2 Anwendung.

Umfang der Einlagensicherung

Gesichert werden bei den Banken nach MaBgabe der folgenden Vor-
schriften Guthaben, einschlieBlich Festgeld und Spareinlagen, die sich
im Rahmen von Bankgeschaften aus Betragen, die auf einem Konto ver-
blieben sind, oder aus Zwischenpositionen ergeben und von der Bank
nach den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen zu-
rlickzuzahlen sind (Einlagen), sofern die Einlage bei einer inlandischen
Haupt- oder Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle angenommen wird.

Einlagen von

o natlrlichen Personen (auch soweit sie in Auslibung ihrer gewerbli-
chen oder selbststandigen beruflichen Tatigkeit handeln),
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rechtsfahigen Stiftungen deutschen Rechts oder Stiftungen auslan-
dischen Rechts, die rechtsfahigen Stiftungen deutschen Rechts ver-
gleichbar sind sowie

rechtsfahigen Gesellschaften des bulrgerlichen Rechts nach deut-
schem Recht, oder Personengesellschaften nach ausléandischem
Recht, die rechtsfahigen Gesellschaften des burgerlichen Rechts nach
deutschem Recht vergleichbar sind,

werden gesichert, sofern die Einlage nicht

(a)

(b)

(c)

(d)

(e)

(f)

Statut | § 6

zu den Eigenmitteln der Bank im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Num-
mer 118 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (CRR) z3hlt (dies gilt un-
abhangig davon, in welcher Hohe die Eigenmittel aufsichtsrechtlich
anrechenbar sind; die Einlage darf auch keine nachrangige Verbind-
lichkeit und keine Verbindlichkeit aus Genussrechtskapital der Bank
sein) oder

eine Verbindlichkeit des Kreditinstituts aus einem eigenen Akzept
oder Solawechsel ist oder

eine Verbindlichkeit der Bank aus einem Wertpapierpensions- bzw.
Repogeschaft oder einem Wertpapierleihgeschaft ist oder

eine Verbindlichkeit aus einer auf den Inhaber lautenden Schuld-
verschreibung, einer Orderschuldverschreibung oder einem diesen
Schuldtiteln vergleichbaren Recht, das seiner Art nach auf den Kapi-
talmarkten handelbar ist, oder einem vergleichbaren Schuldtitel aus-
landischen Rechts ist oder

im Zusammenhang mit Transaktionen entstanden ist, auf Grund de-
rer Personen in einem Strafverfahren wegen Geldwasche im Sinne
des Artikels 1 Absatz 3 der Richtlinie (EU)2015/849 verurteilt worden
sind, oder

im Zusammenhang mit Rechtshandlungen entstanden ist, die in
einem Insolvenzverfahren gemaB §§ 129 ff. InsO in Verbindung mit
§ 46c KWG anfechtbar waren, wobei es auf das Vorliegen einer
Masseschmalerung nicht ankommt, oder
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(9) nach der Bagatellregelung des § 15 Absatz 1EinSiG von der Entscha-
digung durch die gesetzliche Einlagensicherung ausgeschlossen ist.

' Einlagen von (i) nichtfinanziellen Unternehmen privater Rechtsform, (ii)
Organisationen ohne Erwerbszweck, die vorrangig gemeinnutzig, mildta-
tig oder kirchlich tatig werden, (iii) Berufsorganisationen und Verbanden
ohne Erwerbszweck von Unternehmen oder ihrer Mitarbeiter sowie von
(iv) (auch finanziellen) Unternehmen und Institutionen, die aufgrund ei-
nes Parlamentsgesetzes Einlagen nur bei solchen Kreditinstituten unter-
halten durfen, die Teil einer Sicherungseinrichtung der Kreditwirtschaft
sind (oder an einer solchen mitwirken) werden nur dann gesichert, wenn

(a) die Einlage nicht von Absatz 2 Unterabsatz (a) bis (g) erfasst wird
und

(b) die Einlage keine Verbindlichkeit aus einem Schuldscheindarlehen
oder einer Namensschuldverschreibung oder aus einem vergleich-
baren Schuldtitel auslandischen Rechts ist und

(c) die Einlage eine Laufzeit von maximal 12 Monaten hat. > MaBgeblich
ist die aktuell vereinbarte Laufzeit der Einlage im Zeitpunkt der Fest-
stellung des Entschadigungsfalls gemaB § 10 Absatz 1 EinSiG. ° Et-
waige vorzeitige Kindigungs- oder anderweitige Ruckforderungs-
rechte des Glaubigers oder der Bank bleiben hierbei auBer Betracht.
“ Ist die Einlage prolongiert worden, werden die abgelaufenen Lauf-
zeiten vor der Prolongation bei der Laufzeitbestimmung nicht mit
eingerechnet. ° Einlagen, fir die keine Laufzeiten vereinbart wor-
den sind, werden nur dann gesichert, wenn der Glaubiger die Ein-
lage nach den im Zeitpunkt der Feststellung des Entschadigungsfalls
gemaB § 10 Absatz 1 EinSiG maBgeblichen Bedingungen innerhalb
einer Frist von maximal 12 Monaten kiindigen oder anderweitig zu-
rickfordern kann.

5 Fur Zwecke dieses § 6 gelten als nichtfinanzielle Unternehmen solche
in- und auslandischen Unternehmen mit Erwerbszweck, deren Hauptta-
tigkeit darin besteht, Waren nichtfinanzieller Art herzustellen und gegen
ein Entgelt zu verkaufen oder Dienstleistungen nichtfinanzieller Art ge-
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gen Entgelt zu erbringen, und die nicht zu den in Absatz 4 (a), (c) und (g)
genannten Unternehmen gehdren,

4. " Einlagen der folgenden Glaubiger, auch wenn es sich um solche im
Sinne von Absatz 2 und 3 handelt, sind in keinem Fall von der Einlagen-
sicherung umfasst:

(a)

(b)

(c)

(d)
(e)
(f)

(9)

Statut | § 6

Unternehmen der Finanzbranche, insbesondere solche im Sinne des
Artikels 4 Absatz 1 Nr. 27 CRR und Organismen flr gemeinsame An-
lage im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nr. 7 CRR sowie ihre Verwal-
tungsgesellschaften sowie vergleichbare Unternehmen (einschlieB-
lich solcher im Ausland), jedoch jeweils mit Ausnahme solcher, die
unter Absatz 3 Satz 1lit. (i), (iii) oder (iv) fallen;

der Bund, ein Land, eine Gemeinde oder eine andere Gebietskorper-
schaft, ein anderer Staat oder eine Regionalregierung oder eine ort-
liche Gebietskorperschaft eines anderen Staates;

andere Korperschaften oder Anstalten oOffentlichen Rechts nach
deutschem oder auslandischem Recht mit Ausnahme solcher, die
unter Absatz 3 Satz 1lit. (iv) fallen;

Mitglieder der Geschaftsleitung der Bank;
Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans der Bank;

personlich haftende Gesellschafter der Bank, auch wenn sie nicht
Geschaftsleiter sind;

naturliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften,
denen die Mehrheit der Anteile an der Bank gehdrt oder die alleine
oder gemeinsam mit anderen unmittelbar oder mittelbar einen be-
herrschenden Einfluss auf die Bank ausliben kdnnen; fir die Be-
urteilung der Frage, ob jemandem die Mehrheit der Anteile gehort
oder ein beherrschender Einfluss vorliegt, finden die §§ 16 ff. AktG
unabhangig von der Rechtsform der Bank oder der beteiligten natur-
lichen oder juristischen Personen und Personengesellschaften ent-
sprechende Anwendung;
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(h) Ehegatten, eingetragene Lebenspartner oder minderjahrige Kinder
von in Unterabsatz (d) bis (g) genannten Personen, es sei denn, dass
die Gelder aus dem eigenen Vermogen der Ehegatten bzw. der min-
derjahrigen Kinder stammen.

2 Ferner nicht gesichert werden Einlagen von Glaubigern, die fur Rech-
nung eines Dritten handeln, wenn die Einlage in dem Fall, dass der Dritte
Glaubiger der Einlage ware, nicht gesichert ware.

Einlagen von anderen als in den in Absatz 2 und 3 genannten Glaubigern
werden nicht gesichert.

(gestrichen)

" Wird eine nicht gesicherte Einlage durch einen Glaubigerwechsel (auf-
grund Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge) oder durch Ubertragung
der Einlage von einer auslandischen Zweigniederlassung oder -stelle
auf eine inlandische Haupt- oder Zweigniederlassung oder Zweigstelle
zu einer gesicherten Einlage oder wird eine nicht gesicherte Verbind-
lichkeit anderweitig zu einer gesicherten Einlage, so ist die Einlage nicht
gesichert, wenn innerhalb von sechs Monaten nach diesem Zeitpunkt
MaBnahmen nach § 2 Absatz 2 beschlossen wurden, die Anordnung von
MaBnahmen gemanR §§ 45 bis 46 und 46g KWG bzw. §§ 36 bis 38, 58a bis
60, 66a und 77 SAG, Art. 16 Verordnung (EU) Nr. 1024/2013, Art. 10a und
13 Abs. 3 Verordnung (EU) Nr. 806/2014, die Stellung eines Insolvenz-
antrags, die Feststellung des Entschadigungsfalles gemaB § 10 EinSiG,
oder vergleichbare MaBnahmen zustandiger Aufsichts- bzw. Abwick-
lungsbehdrden, insbesondere in entsprechender Umsetzung von Art. 27
bis 29, 35 und 45 ff. der Richtlinie 2014/59/EU, erfolgt sind. > MaBgeb-
lich ist hierbei die friiheste MaBnahme bzw. das friiheste Ergebnis. * Ab-
weichend von Satz 1 besteht eine Sicherung jedoch dann, wenn ein nicht
gesicherter Glaubiger im Sinne von Absatz 4 Unterabsatz (a) die Einlage
innerhalb von finf Bankarbeitstagen sowohl erworben als auch an eine
nicht in Absatz 4 aufgefiihrte Person weiterverduBert hat, sofern

« die Einlage bei Erwerb durch den nicht gesicherten Glaubiger im Sinne
von Absatz 4 Unterabsatz (a) gesichert war oder
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o der nicht gesicherte Glaubiger im Sinne von Absatz 4 Unterabsatz (a)

die Einlage unmittelbar vom Schuldner (Emittenten) erworben hat.

4 Bei der Fuinf-Tage-Frist ist auf die zugrunde liegenden Verpflichtungs-

geschafte und nicht auf etwaige zeitlich nachgelagerte Erflllungsge-
schafte abzustellen.

8. Fur Entschadigungen gelten die folgenden Sicherungsgrenzen:

(@) ' Eine Entschadigung erfolgt je Glaubiger maximal bis zu einer Si-
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cherungsgrenze in Hohe von im Fall von Glaubigern gemal Absatz 2
EUR 5 Millionen und im Fall von Glaubigern gemaB Absatz 3 EUR 50
Millionen, in jedem Fall jedoch maximal in Hohe von 15 % der Eigen-
mittel der Bank im Sinne von Artikel 72 CRR, in jedem Fall von Glau-
bigern gemaB Absatz 2 jedoch maximal in Hohe von EUR 5 Millio-
nen je Glaubiger und in jedem Fall von Glaubigern gemaR Absatz 3
maximal in Héhe von EUR 50 Millionen je Glaubiger. ? Die Eigen-
mittel der Bank setzen sich zusammen aus dem harten Kernkapital
gemaB Artikel 50 CRR, dem zusatzlichen Kernkapital gemaB Artikel
61 CRR und dem Erganzungskapital gemaB Artikel 71 CRR, wobei fur
die Bemessung der Sicherungsgrenze das Erganzungskapital nur bis
zur Hohe von 25 % des Kernkapitals im Sinne von Artikel 25 CRR
Beriicksichtigung findet. °* MaBgeblich sind die vom Prifungsver-
band auf der Grundlage des letzten Prifungsberichts des Jahresab-
schlusspriifers der Bank festgestellten Verhaltnisse; darlber hinaus
konnen Kapitalerhdhungen, die nach diesem Zeitpunkt von einem
Wirtschaftsprufer testiert worden sind, auf Antrag der Bank bertick-
sichtigt werden. * Setzt die zustandige Aufsichtsbehdrde auf die Ei-
genmittel einen Korrekturposten fest, so ist der Bankenverband be-
fugt, die Sicherungsgrenze entsprechend zu verringern. ® Einlagen,
die die Sicherungsgrenze Uberschreiten, werden bis zur jeweiligen
Hohe der Sicherungsgrenze gesichert. © Ab dem 1. Januar 2025 be-
tragt die Sicherungsgrenze maximal 8,75 % der Eigenmittel der Bank
im Sinne von Satz 1 und Satz 2, in jedem Fall von Glaubigern gemaf
Absatz 2 jedoch maximal EUR 3 Millionen je Glaubiger und in jedem
Fall von Glaubigern gemaB Absatz 3 maximal EUR 30 Millionen je
Glaubiger. 7 Ab dem 1. Januar 2030 betragt die Sicherungsgrenze
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(b)

maximal 8,75 % der Eigenmittel der Bank im Sinne von Satz 1 und
Satz 2, in jedem Fall von Glaubigern gemaB Absatz 2 jedoch maximal
EUR 1 Million je Glaubiger und in jedem Fall von Glaubigern gemaR
Absatz 3 maximal EUR 10 Millionen je Glaubiger. ¢ Fir Einlagen, die
nach dem 31. Dezember 2022 begriindet oder prolongiert werden,
gelten, abweichend von Unterabsatz (d) Satz 5, die jeweils neuen Si-
cherungsgrenzen ab den oben genannten Stichtagen.

" Abweichend von Unterabsatz (a) betragt die Sicherungsgrenze
flr neu aufgenommene Institute bis zum Ende des dritten vollen
Kalenderjahres ihrer Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
zunachst 250.000 €. ? Zum Ende des dritten vollen Kalenderjahres
erfolgt eine Uberpriifung. * Sodann gilt fiir die Sicherungsgrenze
Unterabsatz (a), sofern nicht die Voraussetzungen von Unterab-
satz (c) vorliegen. * Die Sicherungsgrenze fiir neu aufgenommene
Institute kann im Einzelfall auf Antrag der Bank vom Prifungsver-
band bis zur Hohe der Sicherungsgrenze gemal Unterabsatz (a) an-
gehoben werden, wenn nach Einschatzung des Prifungsverbandes
das Risiko einer Inanspruchnahme des Bankenverbandes im We-
sentlichen ausgeschlossen erscheint. ° Dies ist insbesondere anzu-
nehmen, wenn fir die Bank eine Freistellungserklarung gemal § 5
Absatz 10 abgegeben worden ist, die werthaltig im Sinne von § 5a
Absatz 5 ist (unabhangig davon, ob die Freistellungserklarung von
einer Bank oder einem Dritten abgegeben wurde). ¢ Ist die Bank
durch Umwandlung im Sinne von § 1 Absatz 1 Umwandlungsgesetz
entstanden oder liegt eine wirtschaftlich vergleichbare Umwandlung
oder Umstrukturierung vor, kann die Sicherungsgrenze entspre-
chend Satz 4 angehoben werden, wenn

o der Ubertragende Rechtstrager zuvor an dem Einlagensiche-
rungsfonds mitgewirkt hat und

» dessen Sicherungsgrenze auf der Grundlage von Unterabsatz (a)
Satz 1 ermittelt wurde und

o der Ubertragende Rechtstrager (i) gemaR der Bonitatsklassifizie-
rung nach § 4a der Klasse BBB+ oder einer besseren Klasse zu-

Statut | §6



(c)

(d)

Statut | § 6

gewiesen ist und (ii) nicht aufgrund des Eigenkapitalfaktors und/
oder der Verlustpufferquote zu einer erhdhten Jahresumlage he-
rangezogen wird und

o das Ubertragene Geschaft im Wesentlichen das Geschaft des
aufnehmenden Rechtstragers pragt und das Risikoprofil des
neu aufgenommenen Instituts nach Einschatzung des Prifungs-
verbandes im Vergleich zu dem bisherigen des Ubertragenden
Rechtstragers zumindest als im Wesentlichen gleichwertig zu be-
urteilen ist.

" Bei Vorliegen eines besonderen Risikoprofils kann der Prifungs-
verband die Sicherungsgrenze einer Bank bis auf 250.000 € absen-
ken. ? Dies kann insbesondere dann geschehen, wenn

o der Prifungsverband negative Priifungsfeststellungen gemacht
hat, die die Gefahr einer Inanspruchnahme des Einlagensiche-
rungsfonds begrinden oder

« die Bank im Rahmen der Bonitatsklassifizierung nach § 4a in Klas-
se ,B-" oder eine schlechtere Klasse eingestuft wurde

o die Bank im Rahmen der Einlagenklassifizierung nach § 4b in
Klasse DR 6 oder eine schlechtere Klasse eingestuft wurde oder

« sonstige wesentliche Risikoerhdhungen eingetreten sind.

" MaBgebend fir die Entschadigung der Glaubiger ist die Siche-
rungsgrenze, die der Bank als Ergebnis der Feststellung des Pri-
fungsverbandes mitgeteilt worden ist und im Internet unter www.
bankenverband.de abgerufen werden kann. ? Eine Herabsetzung
der Sicherungsgrenze wird mit Einstellung in das Internet wirksam.
¢ Die Bekanntgabe der neuen Sicherungsgrenze im Bundesanzeiger
und in einer Tageszeitung am Sitz der Bank kann der Bankenverband
flir Rechnung der Bank vornehmen. * Die Bank ist verpflichtet, die
Glaubiger, die durch ein Herabsinken der Sicherungsgrenze betrof-
fen werden, hierliber unverziglich zu unterrichten. ® Diese Einlagen
sind bis zur Falligkeit oder bis zur nachstmdglichen Kiindigung nach
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der Information Uber die Herabsetzung bis zur alten Sicherungs-
grenze gesichert.

(e) FurBanken, die bei Stellung des Antrages auf Mitwirkung an dem Ein-
lagensicherungsfonds einem institutsbezogenen Sicherungssystem
im Sinne von § 43 EinSiG angehdren und bei Aufnahme in den Einla-
gensicherungsfonds fir mindestens drei volle Kalenderjahre Mitglied
des Priifungsverbandes sind, gilt abweichend von Unterabsatz (b)
bei Aufnahme in den Einlagensicherungsfonds im Anschluss an eine
Uberpriifung fir die Sicherungsgrenze Unterabsatz (a), sofern nicht
die Voraussetzungen von Unterabsatz (c) vorliegen.

" Bei der Berechnung der gesicherten Einlagen werden alle Einlagen
eines Glaubigers zusammengerechnet; etwaige Gegenforderungen der
Bank werden abgezogen, auch wenn diese noch nicht fallig sind. ? Ferner
werden zu Gunsten des Bankenverbandes die fur einen Blrgen gelten-
den Vorschriften der §§ 768, 770, 776 BGB entsprechend angewandt.

" Bei Anderkonten wird auf die Person des Treugebers abgestellt.
2 Gleiches gilt fur sonstige offene Treuhandkonten, sofern in der Kon-
tobezeichnung das Treuhandverhaltnis sowie die Treugeber eindeu-
tig gekennzeichnet sind und das Bestehen des Treuhandverhéltnisses
dem Einlagensicherungsfonds nachgewiesen wird. ¢ Im Ubrigen wer-
den Treuhandkonten, vorbehaltlich der Regelung in Absatz 4 Satz 2, wie
Konten des Treuhanders behandelt.

' Bei Gemeinschaftskonten werden die Guthaben und Forderungen den
Kontoinhabern — unabhangig von der Form des Kontos und von dem
der Gemeinschaft zu Grunde liegenden Rechtsverhaltnis — fir die Si-
cherung zu gleichen Anteilen zugerechnet. > Sodann werden zunachst
die gegenuber den einzelnen Kontomitinhabern aus ihrer personlichen
Geschaftsverbindung mit der Bank bestehenden Einlagen gesichert.
3 Soweit diese Einlagen die Sicherungsgrenze nicht ausschépfen, wird
der dem einzelnen Kontomitinhaber zustehende Anteil an dem Gemein-
schaftsguthaben fir die Sicherung des Gemeinschaftsguthabens ver-
wendet.
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12.

13.

14.

15.

Fur Konten, welche auf den Namen einer Gemeinschaft von Wohnungs-
eigentiimern gefuhrt werden, gilt Absatz 11 entsprechend mit der MaB-
gabe, dass die Guthaben und Forderungen den Mitgliedern der Woh-
nungseigentimergemeinschaft fir die Sicherung zu gleichen Anteilen
zugerechnet werden, soweit kein anderer Anteil nachgewiesen wird.

" Die Zahlungen umfassen im Rahmen der Sicherungsgrenze auch et-
waige Zinsanspriche fur den Zeitraum bis zur Feststellung des Entscha-
digungsfalls gemaB § 10 Absatz 1EinSiG. ? Der Einlagensicherungsfonds
leistet Zahlungen jedoch nur fir Zinsen in markttblicher Héhe. ® Der Ein-
lagensicherungsfonds kann seine samtlichen Zahlungen an den einzel-
nen Glaubiger davon abhangig machen, dass dieser darauf verzichtet,
die gemaB Satz 2 nicht gesicherten Zinsanspriiche gegenuber der Bank
geltend zu machen.

' Einlagen in auslandischer Wahrung kénnen in Euro entschadigt werden.
2 Zugrunde gelegt wird der Referenzkurs der Europaischen Zentralbank
des Tages, an dem der Entschadigungsfalls geman § 10 Absatz 1 EinSiG
festgestellt wurde. ® Sollte ein solcher nicht verfugbar sein, gilt der Um-
rechnungskurs, der am Tag der Feststellung des Entschadigungsfalles
flr den Zahlungsort maBgeblich war.

" Endet die Mitwirkung einer Bank an dem Einlagensicherungsfonds, so
hat sie ihre Glaubiger, die Einlagen bei ihr haben, hiervon unverziglich in
Kenntnis zu setzen und sie auf die Folgen hinzuweisen, die sich hieraus
ergeben. ? Der Bankenverband gibt das Ausscheiden im Bundesanzei-
ger und in einer Tageszeitung am Sitz der Bank flr deren Rechnung be-
kannt. ® Einlagen, die spater als einen Monat nach der Bekanntgabe im
Bundesanzeiger getatigt oder prolongiert werden oder im Wege der Ein-
zel- oder Gesamtrechtsnachfolge Ubertragen werden oder die der Glau-
biger nach diesem Zeitpunkt nicht zum nachstmaoglichen Termin kiindigt
bzw. zurilickfordert, sind nicht gesichert.

" Nicht der Sicherung unterliegen Verbindlichkeiten der Banken, die auf-
grund missbrauchlicher Rechtshandlungen in den Schutzumfang des Ein-
lagensicherungsfonds einbezogen werden sollen. > Eine missbrauchliche
Rechtshandlung liegt insbesondere vor, wenn eine Gestaltung gewahlt
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wird, die beim Glaubiger im Vergleich zum vorgesehenen Schutzumfang
des Einlagensicherungsfonds zu einem statuarisch nicht vorgesehenen
Vorteil im Zusammenhang mit einer MaBnahme nach § 2 fihrt.

" Der Einlagensicherungsfonds wird Entschadigungsleistungen nach
dem Statut nur erbringen, wenn und soweit die Glaubiger nicht durch
eine andere Sicherungseinrichtung oder durch eine Entschadigungsein-
richtung gemaB dem Einlagensicherungs- oder dem Anlegerentscha-
digungsgesetz entschadigt werden. ? Der Bankenverband kann - auch
nach Entschadigung — die Einreichung von Informationen und Nachwei-
sen in Bezug auf die angemeldeten bzw. entschadigten Einlagen und
deren Glaubiger verlangen, insbesondere im Hinblick auf die Entscha-
digungsfahigkeit nach diesem Statut und den Rang der Einlage im Sinne
von § 46f Abs. 4 KWG. ® Eine Entschadigung erfolgt nur, soweit die ge-
forderten Informationen und Nachweise innerhalb der gesetzten Fristen
beigebracht werden.

Etwaig bereits erbrachte Entschadigungsleistungen sind zurlickzuer-
statten, wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen fir eine Ent-
schadigung nicht vorlagen, oder nach diesem Statut angeforderte Infor-
mationen und Nachweise nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
beigebracht werden.

" Dieser § 6 gilt fur Verbindlichkeiten, die nach dem 31. Dezember 2022
entstehen oder prolongiert werden. ? Fur Verbindlichkeiten, die bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2022 gemaB § 6 der am 18. November 2021
im Vereinsregister eingetragenen Fassung des Statuts des Einlagensi-
cherungsfonds gesichert wurden, der insoweit Bestandteil dieses Sta-
tuts und im Anhang als Anlage zu § 6 Absatz 18 diesem Statut beigefligt
ist, besteht die Sicherung nach MaBgabe dieser Vorschrift fort. * Nach
dem 31. Dezember 2022 entfallt der Bestandsschutz nach Satz 2, sobald
die betreffende Verbindlichkeit fallig wird, geklindigt oder anderweitig
zurlckgefordert werden kann, oder wenn die Verbindlichkeit im Wege
einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge lGibergeht oder auf eine aus-
landische Zweigniederlassung oder Zweigstelle Ubertragen wird.
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19. Ein Rechtsanspruch auf ein Eingreifen oder auf Leistungen des Einlagen-
sicherungsfonds besteht nicht.

§ 7 Ausschuss fur die Einlagensicherung

1. ' Beim Bankenverband wird ein Ausschuss fur die Einlagensicherung
gebildet. 2 Ihm gehdren als gewahlte Mitglieder an

(a) je ein Vertreter der GroBbanken,

(b) vier Vertreter der Regionalbanken,
(c) drei Vertreter der Privatbankiers und
(d) ein Vertreter der Auslandsbanken.

° Diese Mitglieder mussen Mitglieder der Geschaftsleitung von an dem
Einlagensicherungsfonds mitwirkenden Banken sein.

2. " Die zu wahlenden Mitglieder des Ausschusses werden von der Dele-
giertenversammlung des Bankenverbandes flir die Dauer von drei Jahren
gewahlt. ? Sie bleiben im Amt bis zu der nach Ablauf ihrer Amtsperiode
erfolgenden Neuwahl, es sei denn, dass ein gewahltes Mitglied des Aus-
schusses zuricktritt oder von der Delegiertenversammlung abberufen
wird. ® Scheidet ein gewahltes Mitglied des Ausschusses als Mitglied
der Geschéftsleitung bei der Bank aus, so endet seine Mitgliedschaft un-
mittelbar. * Scheidet ein gewahltes Mitglied des Ausschusses vor Ablauf
der Amtsdauer aus, so ist eine Erganzungswahl fir den Rest der Amts-
dauer des ausscheidenden Mitglieds vorzunehmen.

3. Der Ausschuss wahlt aus seiner Mitte seinen Vorsitzer und dessen Stell-
vertreter.
4, " Der Ausschuss wird durch seinen Vorsitzer und bei dessen Verhinde-

rung durch seinen Stellvertreter einberufen. ? Er muss einberufen wer-
den, wenn es alle Vertreter einer Institutsgruppe verlangen. ® Schriftlich,
in Textform, telefonisch oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommu-
nikation (z.B. Videokonferenz) durchgefiihrte Sitzungen und Beschluss-
fassungen des Ausschusses (auch auBerhalb von Sitzungen) sind (auch
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in Mischformen) zulassig, wenn dies der Vorsitzer und bei dessen Ver-
hinderung sein Stellvertreter fur den Einzelfall bestimmt.

" Der Ausschuss ist beschlussféhig, wenn mindestens sechs seiner Mit-
glieder an der Beschlussfassung teilnehmen. ? Sind Mitglieder des Aus-
schusses verhindert, so kdnnen sie ein anderes Mitglied ermachtigen,
ihr Stimmrecht auszuliben; in diesen Fallen gilt das verhinderte Mitglied
als anwesend. ® Zur Beschlussfassung ist eine Mehrheit von mindestens
sechs Stimmen erforderlich.

" Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

(@) Entscheidungen tber MaBnahmen zur Hilfeleistung (§ 2 Absatz 2) im
Rahmen der vom Vorstand beschlossenen Kompetenzordnung fir
das Stitzungsmanagement des Einlagensicherungsfonds;

(b) Aufstellung von Richtlinien tber die Anlage des Fondsvermogens;
(c) Vorlage der Jahresrechnung liber das Fondsvermégen;

(d) Erledigung der ihm vom Vorstand des Bankenverbandes Ubertra-
genen Aufgaben; die Entscheidungen gemaB § 4 Absatz 5 kdnnen
nicht Ubertragen werden;

(e) Verhangung von Ordnungsgeldern gemaB § 12 Abs. 7 und

(f) neben den in Buchstaben (a) - (e) geregelten Aufgaben noch die
Ubrigen, ihm durch dieses Statut zugewiesenen Aufgaben.

2 Der Vorstand des Bankenverbandes kann jederzeit die Aufgaben des
Ausschusses Ubernehmen. ° Der Vorstand des Bankenverbandes kann
eine Geschaftsordnung fur den Ausschuss erlassen, in der insbesondere
die Aufgaben des Ausschusses naher geregelt werden.
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§ 7a Risikokomitee Einlagensicherung und Task Force

1. ' Beim Bankenverband wird ein Risikokomitee Einlagensicherung ge-
bildet.

2 Es besteht aus dem
(a) Prasidenten des Bankenverbandes,
(b) Vorsitzer des Ausschusses fir die Einlagensicherung, und

(c) stellvertretenden Vorsitzer des Ausschusses fir die Einlagensiche-
rung.

5 AuBerdem ist der Vorsitzende des Beirates der EIS Einlagensiche-
rungsbank GmbH kraft Amtes beratendes Mitglied des Risikokomitees.
4 Der Prasident des Bankenverbandes kann ein gewahltes Mitglied des
Vorstands oder ein gewahltes Mitglied des Ausschusses flr die Einla-
gensicherung an seiner statt dauerhaft als Mitglied des Risikokomitees
benennen. ° Der Prasident kann die Mitgliedschaft im Risikokomitee
jederzeit wieder an sich ziehen. ® Vorbehaltlich der Regelung in § 7a
Abs. 4 Satz 3 sind die Mitglieder des Vorstandes im Ubrigen nicht teil-
nahmeberechtigt.

2. Das Risikokomitee wahlt aus seiner Mitte seinen Vorsitzer und dessen
Stellvertreter.

3. " Das Risikokomitee wird durch seinen Vorsitzer und bei dessen Ver-
hinderung durch seinen Stellvertreter einberufen. ? Es ist insbesondere
einzuberufen, wenn die Task Force eine Befassung des Risikokomitees
aufgrund der Risikolage fir erforderlich halt. ® Schriftlich, in Textform,
telefonisch oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommunikation (z.B.
Videokonferenz) durchgefihrte Sitzungen und Beschlussfassungen des
Risikokomitees (auch auBerhalb von Sitzungen) sind (auch in Misch-
formen) zulassig, wenn dies der Vorsitzer und bei dessen Verhinderung
sein Stellvertreter fir den Einzelfall bestimmt.

4. " Das Risikokomitee ist beschlussfahig, wenn mindestens zwei seiner
Mitglieder an der Sitzung teilnehmen oder sich bei schriftlicher oder tele-
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fonischer Abstimmung auBern. 2 Sind Mitglieder des Ausschusses ver-
hindert, so kdnnen sie ein anderes Mitglied ermachtigen, ihr Stimmrecht
auszulben; in diesen Fallen gilt das verhinderte Mitglied als anwesend.
3 Sofern und solange in der Person eines oder mehrerer Mitglieder des
Risikokomitees ein Interessenkonflikt vorliegt (§ 11 Abs. 5) benennt der
Prasident des Bankenverbandes ein oder mehrere gewahlte Mitglieder
des Vorstands und/oder des Ausschusses flr die Einlagensicherung als
Ersatzmitglied bzw. Ersatzmitglieder fur das Risikokomitee. * Zur Be-
schlussfassung ist eine einfache Mehrheit erforderlich. ° Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzers und bei dessen Nichtteilnahme
an der Beschlussfassung die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag.

" Das Risikokomitee wird im Vorfeld der vom Ausschuss zu entschei-
denden MaBnahmen zur Hilfeleistung (§ 2 Absatz 2) tatig und bereitet
diese vor. 2 Dabei wird das Risikokomitee von der Task Force gemaRi
§ 7a Absatz 7 unterstitzt und arbeitet mit dieser zusammen. ® Die Task
Force nimmt regelmaBig beratend an den Sitzungen des Risikokomitees
teil. * Ferner kann das Risikokomitee beschlieBen, das fur die Einlagen-
sicherung zusténdige Mitglied der Hauptgeschaftsfihrung des Banken-
verbandes beratend hinzuzuziehen.

Der Ausschuss fur die Einlagensicherung kann eine Geschaftsordnung
fUr das Risikokomitee erlassen, in der insbesondere die Aufgaben des
Risikokomitees naher geregelt werden.

' Zur Vorbereitung der Tatigkeit des Risikokomitees und zur Unterstit-
zung des Risikokomitees bei seinen Aufgaben wird eine gemeinsame
Task Force mit dem Priifungsverband eingerichtet. > Die Task Force be-
steht aus

(a) dem fir die Einlagensicherung zustandigen Geschéaftsbereichsleiter,
(b) der Geschaftsleitung des Einlagensicherungsfonds und
(c) dem Vorstand des Prifungsverbandes.

5 Einzelheiten zur Task Force und der Zusammenarbeit zwischen Ban-
kenverband und Prifungsverband werden in einer separaten Vereinba-
rung geregelt.
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Unbeschadet der Bestimmungen des § 11 diirfen Informationen von der
Task Force und dem Risikokomitee an Dritte (einschlieBlich Banken und
Vertreter der Banken) und auch innerhalb des Bankenverbandes nur wei-
tergegeben werden, soweit dies fir die pflichtgemaBe Erfullung der Auf-
gaben der Task Force bzw. des Risikokomitees erforderlich ist und keine
rechtlichen, insbesondere keine wettbewerbsrechtlichen oder vertrag-
lichen Schranken entgegenstehen.

Einschaltung des Prufungsverbandes

" Bei der Prifung, ob die Voraussetzungen fiir die Mitwirkung an dem
Einlagensicherungsfonds vorliegen, ist der Prifungsverband einzu-
schalten. ? Zur Prifung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 3
Absatz 1 Buchstabe c¢) kdnnen Prifungen auch bei folgenden Personen
oder Unternehmen erfolgen:

(@) Personen oder Unternehmen, welche eine bedeutende Beteiligung
im Sinne des § 1 Absatz 9 KWG an einer Bank zu erwerben beab-
sichtigen oder bereits erworben haben, oder

(b) Unternehmen, welche im Verhaltnis zu einer Bank, oder einem In-
haber einer bedeutenden Beteiligung im Sinne des vorstehenden
Buchstaben a) verbundene Unternehmen im Sinne des § 15 AktG
oder des § 271 Absatz 2 HGB sind oder werden sollen.

Der Prufungsverband ist zur Vorbereitung und Begleitung von MaBnah-
men zur Hilfeleistung (§ 2 Absatz 2) einzuschalten, sofern und soweit
dies zweckdienlich ist.

Der Prifungsverband ist ferner einzuschalten, um bei Banken die fur die
Ermittlung der Jahres- und Sonderumlage gemaB §§ 4a, 5a erforderli-
chen Daten zu prifen.

Der Priifungsverband kann im Ubrigen durch den Vorstand des Banken-
verbandes eingeschaltet werden, sofern und soweit dies zur Erfillung
der Aufgaben des Einlagensicherungsfonds zweckdienlich ist.
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Der Prufungsverband ist befugt, gemaB den Bestimmungen dieses Sta-
tuts zur Erfullung seiner Aufgaben andere Personen oder Unternehmen
einzuschalten, sofern eine sorgfaltige und sachgerechte Auswahl und
Kontrolle der eingeschalteten Dritten sowie deren Verpflichtung zur Ver-
schwiegenheit durch den Priifungsverband sichergestellt wird.

Bekanntgabe der Mitwirkung an dem
Einlagensicherungsfonds

Der Bankenverband ist berechtigt, die Namen der an dem Einlagensiche-
rungsfonds mitwirkenden Banken und diesbezugliche Veranderungen
bekannt zu machen.

Keine Anspruche der Bank

" Ein Rechtsanspruch der Banken auf Hilfeleistung oder auf das Vermo-
gen des Einlagensicherungsfonds besteht nicht. ? Letzteres gilt insbe-
sondere fiir Banken, deren Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
geendet hat.

Geheimhaltungs- und Schweigepflicht,
Vermeidung von Interessenskonflikten

" Die Mitglieder der Organe und Ausschisse des Bankenverbandes und
seiner Mitgliedsverbande sind verpflichtet, alles, was sie in dieser Eigen-
schaft Uber die Tatigkeit und die Arbeitsergebnisse des Einlagensiche-
rungsfonds und des Priifungsverbandes sowie Uiber die Verhaltnisse der
angeschlossenen Banken und uber deren Kunden erfahren, unter Wah-
rung strengster Verschwiegenheit nicht unbefugt zu offenbaren oder zu
verwerten, und zwar auch nicht nach Beendigung ihrer Zugehdarigkeit zu
den Organen und Ausschussen. ? Diese Verpflichtung ist auch den Mit-
arbeitern des Bankenverbandes und den sonst von diesem eingeschal-
teten Personen aufzuerlegen.
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2. Die Mitglieder des Vorstands und der Ausschiisse sowie die Mitarbeiter
des Bankenverbandes sind auf Verfahren zu verpflichten, die VerstoBe
gegen das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen und gegen die
entsprechenden Regelungen des EU-Rechts vermeiden sollen.

3. " Absatz 1 gilt nicht fir Mitteilungen, die

(@) den jeweils zustandigen Aufsichts- bzw. Abwicklungsbehorden,
(einschlieBlich von diesen beauftragten Personen),

(b) der EdB Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH,
(c) dem Prifungsverband,

(d) den Organmitgliedern der betroffenen Bank oder

(e) wesentlichen Gesellschaftern der Bank i.S.v. § 5 Absatz 13(b)

von Organen des Bankenverbandes im Zusammenhang mit den Aufga-
ben des Einlagensicherungsfonds (einschlieBlich im Zusammenhang mit
Bonitatsklassfizierungen nach § 4a und Einlagenklassifizierungen nach
§ 4b) nach pflichtgemaBem Ermessen gemacht werden. ? Bei Mitteilun-
gen gegenlber wesentlichen Gesellschaftern (Buchstabe (e)) sind die
anwendbaren kartellrechtlichen, reglatorischen und insiderrechtlichen
Vorschriften zu beachten und angemessene Vorkehrungen zur Sicher-
stellung der Vertraulichkeit zu treffen * Absatz 1 gilt ferner nicht fur Mit-
teilungen an einen Mitgliedsverband des Bankenverbandes, die im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme, dem Ausschluss oder der Berechnung
der Mitgliedsbeitrage einer Bank erfolgen.

4. Die Geheimhaltungs- und Schweigepflicht der Absatze 1 und 2 gilt auch
in Bezug auf Banken, die Mitglied des Priifungsverbandes sind, ohne be-
reits an dem Einlagensicherungsfonds mitzuwirken.

5. " Die Mitglieder der Organe und Ausschisse des Bankenverbandes sowie
die des Risikokomitees sind in Angelegenheiten des Einlagensicherungs-
fonds dessen Interesse verpflichtet. ? Sie dirfen bei ihren Entscheidun-
gen weder personliche Interessen verfolgen noch Geschaftschancen fur
die Bank, die sie vertreten, beriicksichtigen. °* Jedes betroffene Mitglied
eines Gremiums hat Interessenkonflikte dem jeweiligen Vorsitzer unver-
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zuglich anzuzeigen. * Der jeweilige Vorsitzer hat eigene Interessens-
konflikte gegenuber seinem Stellvertreter offen zu legen. ° Der jeweilige
Vorsitzer und im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter entscheidet,
welche MaBnahmen zur Verhinderung, Lésung oder Abschwéachung von
Interessenskonflikten ergriffen werden.

OrdnungsmaBnahmen

" Der Bankenverband kann gegen eine Bank, die ihre Pflichten gegen-
Uber dem Bankenverband verletzt oder gegen eine Bestimmung der Sat-
zung des Bankenverbandes, dieses Statuts oder einen Beschluss eines
zustandigen Organs des Bankenverbandes verstoBen hat, Ordnungs-
maBnahmen nach naherer MaBgabe dieses § 12 verhangen. ? Die Wahl
der OrdnungsmaBnahme bestimmt sich nach der Art und der Schwere
der Pflichtverletzung.

OrdnungsmaBnahmen sind:

(@) Formliche Einbestellung der Organmitglieder der betroffenen Bank
und wesentlicher Gesellschafter zur Erdrterung der Pflichtverletzung
(Absatz 5),

(b) Ausspruch eines Verweises (Absatz 6),
(c) Verhangung von Ordnungsgeldern (Absatz 7) und

(d) Ausschluss von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
(Absatz 8).

" OrdnungsmaBnahmen in Form der Verhangung von Ordnungsgeldern
(Absatz 7) und des Ausschlusses von der Mitwirkung an dem Einlagen-
sicherungsfonds (Absatz 8) kdnnen nur verhangt werden, wenn die
Bank

(a) wesentliche Pflichten gegentiber dem Bankenverband, insbesonde-
re aus oder im Zusammenhang mit diesem Statut, nicht nur unerheb-
lich verletzt hat oder
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(b)

anderweitig erheblich und nachhaltig gegen eine Bestimmung der
Satzung des Bankenverbandes, dieses Statuts oder einen Beschluss
eines zustandigen Organs des Bankenverbandes verstoBen hat.

2 Eine nicht nur unerhebliche Verletzung von wesentlichen Pflichten ge-
genliber dem Bankenverband im Sinne von Satz 1it. (a) liegt in der Regel
insbesondere vor, wenn die Bank

(a)

(b)

(c)

(d)

(e)

(f)

(9)
(h)

(i)

Statut | §12

im Hinblick auf den Einlagensicherungsfonds gegeniiber dem Ban-
kenverband oder dem Prifungsverband unvollstandige oder unrich-
tige Angaben macht oder

mit der Vorlage der fiir die Risikoeinschatzung gemaRB § 4a oder die
Einlagenklassifizierung gemaB § 4b erforderlichen Informationen in
Verzug gerat oder

die Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich des Ergebnisses der Ri-
sikoeinschatzung (insbesondere hinsichtlich des Ergebnisses der
Bonitatsklassifizierung) gemaB § 2 der Grundsatze fur die Risikoein-
schatzung nicht einhalt

die Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich des Ergebnisses der Einla-
genklassifizierung) gemal § 2 der Grundsatze fir die Einlagenklas-
sifizierung nicht einhalt oder

mit der Leistung von Umlagen nach einer schriftlichen Mahnung lan-
ger als zwei Monate in Verzug gerat oder

die in § 5 Absatz 1 und § 5b Absatz 1 Satz 1 vorgeschriebenen Klau-
seln nicht in ihre Allgemeinen Geschaftsbedingungen fir das In-
landsgeschaft aufnimmt bzw. nicht den Geschéftsbeziehungen mit
ihren Kunden im Inland zu Grunde legt oder

die Erklarung gemaB § 5 Absatz 2 auf Anforderung nicht vorlegt oder

dem Bankenverband nicht unverziglich die Informationen gemai
§ 5 Absatz 3 zur Verfligung stellt oder

den Prifungsverband nicht bei seiner Prifungstatigkeit gemaB § 5
Absatz 4 unterstitzt oder dessen Auflagen gemaB § 5 Absatz 5
nicht unverziglich erfillt oder

43



44

(j) Auflagen des Bankenverbandes gemaB § 5 Absatz 7 nicht unverzig-
lich erflllt oder

(k) den Bankenverband nicht gemaRB § 5 Absatz 10 Satz 1 von Verlusten
freistellt oder

(I) die Erklarung gemaB § 5 Absatz 10 Satz 2 nicht abgibt oder
(m) der Anzeigepflicht nach § 5 Absatz 10 Satz 5 nicht genligt oder
(n) einer Ladung nach § 5 Absatz 13 nicht nachgekommen wird oder

(o) entgegen § 5b Absatz 2 mit der Sicherheit der Einlagen wirbt oder
gegenuber Kunden oder Interessenten unrichtige Angaben hinsicht-
lich der Sicherungsgrenze und der Art der gesicherten Einlagen
macht.

OrdnungsmaBnahmen in Form des Ausspruchs eines Verweises (Ab-
satz 6), der Verhdngung von Ordnungsgeldern (Absatz7) und des
Ausschlusses von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
(Absatz 8) werden nicht verhangt, sofern die Bank gegeniiber dem Ban-
kenverband nachweist, dass sie die Pflichtverletzung oder den Eintritt
des betreffenden Ereignisses nicht zu vertreten hat oder die Pflichtver-
letzung nur unerheblich ist.

Uber eine formliche Einbestellung gemaB Absatz 2(a) entscheidet der fiir
die Einlagensicherung zusténdige Hauptgeschéftsfiihrer. Im Ubrigen gilt
§ 5 Absatz 13 entsprechend.

T Uber den Ausspruch eines Verweises gemaB Absatz 2(b) entscheidet
der fir die Einlagensicherung zustandige Hauptgeschaftsfihrer. ? Vor
der Entscheidung uber den Ausspruch eines Verweises ist die Bank an-
zuhoren.

Fir die Verhangung eines Ordnungsgeldes gemaB Absatz 2(c) gelten
folgende Regeln:

(@) ' Die Verhdangung eines Ordnungsgeldes ist vorher mit einer Frist
von zwei Wochen in bestimmter Hohe anzudrohen. ? Die Pflicht-
verletzung ist in der Androhung anzugeben. ° Der Bank ist in der
Androhung aufzugeben, innerhalb der Frist gemaB vorstehendem
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(b)

(c)

(d)

Satz 1 ihren Pflichten nachzukommen oder nachzuweisen, dass sie
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat oder diese nur unerheb-
lich ist (Absatz 4).

" Uber die Verhangung des Ordnungsgeldes entscheidet der Aus-
schuss fir die Einlagensicherung nach vorheriger Konsultation mit
dem fir die Einlagensicherung zustandigen Hauptgeschaftsfiihrer.
2 Vor der Entscheidung Uber die Verhangung eines Ordnungsgeldes
ist die Bank anzuhdren.

" Ein Ordnungsgeld betragt fir jeden Einzelfall hchstens eine nach
dem Standardbemessungsfaktor ermittelten rechnerische Jahres-
umlage fur das laufende Jahr, maximal jedoch 250.000 €. ? Bei Ver-
héangung eines Ordnungsgeldes und der Festsetzung seiner Hohe
sind die Art, Schwere und Dauer der Pflichtverletzung, die hieraus
folgenden Nachteile fur den Bankenverband bzw. den Einlagen-
sicherungsfonds und etwaige unbillige Harten fir die betreffende
Bank zu berticksichtigen. ° Ein infolge der Pflichtverletzung etwaig
zu zahlender Verspatungszuschlag gemaB § 5a Absatz 12 ist auf ein
verhangtes Ordnungsgeld anzurechnen.

" Die Entscheidung des Ausschusses flir Einlagensicherung uber
die Verhangung eines Ordnungsgeldes ist der betreffenden Bank
schriftlich mitzuteilen; sie wird mit Zugang bei der Bank wirksam.

8. Fur den Ausschluss von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungs-

fonds gemaBn Absatz 2 (d) gelten folgende Regeln:

(a)

Statut | §12

" Der Ausschluss von der Mitwirkung an dem Einlagensicherungs-
fonds ist vorher mit einer Frist von sechs Monaten anzudrohen. ? Die
Pflichtverletzung ist in der Androhung anzugeben. ®* Der Bank ist in
der Androhung aufzugeben, innerhalb der Frist gemaB vorstehen-
dem Satz 1ihren Pflichten nachzukommen oder nachzuweisen, dass
sie die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat oder diese nur un-
erheblich ist (Absatz 4).

45



10.

§13

46

(b) Die Bestimmungen des § 4 Absatz 4 und 5 gelten entsprechend, wo-
bei der fur die Einlagensicherung zustandige Hauptgeschaftsfihrer
vor der Entscheidung zu konsultieren ist.

" Die Verhangung einer OrdnungsmaBnahme (oder deren Erfillung) er-
ledigen nicht die zugrunde liegende Pflichtverletzung. ' Im Fall einer an-
dauernden oder erneuten Pflichtverletzung kdnnen weitere Ordnungs-
maBnahmen verhangt werden.

Das Recht des Bankenverbandes, die Bank gemaB § 9 der Satzung des
Bankenverbandes auszuschlieBen, bleibt durch diesen § 12 unbertihrt.

Auflésung des Einlagensicherungsfonds

Uber die Aufldsung des Einlagensicherungsfonds und die Verwendung
des Fondsvermdgens entscheidet die Mitgliederversammlung nach
MaBgabe von § 11 der Satzung.
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Anlage zu § 2a Absatz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Zusatzregelung fur die Mitwirkung von
Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen
auslandischer Banken im Inland an der
Einlagensicherung

Fur die an der Einlagensicherung mitwirkenden inlandischen Zweigstellen aus-

landischer Banken im Sinne von § 53 Absatz 1 KWG bzw. inlandischen Zweignie-
derlassungen im Sinne von § 53b Absatz 1 KWG gelten erganzend nachfolgende
besondere Regelungen.

§1

48

Behandlung von Zweigstellen auslandischer
Banken gemaR § 53 Absatz 1 KWG

" Vorbehaltlich der weiteren Regelungen und Kilarstellungen im Statut
und in dieser Anlage werden inlandische Zweigstellen auslandischer
Banken in Bezug auf die Mitwirkung an der Einlagensicherung grund-
satzlich behandelt, als waren sie selbstandige Kreditinstitute.

2 Soweit inlandische Zweigstellen von Banken aus Drittstaaten aufgrund
von Verfigungen der zustandigen staatlichen deutschen Stellen geman
§ 53c KWG den inlandischen Zweigniederlassungen geman § 53b Ab-
satz1 KWG bankaufsichtsrechtlich ganz oder teilweise gleichgestellt
sind, kdnnen die besonderen nachstehenden Regelungen fir inlandi-
sche Zweigniederlassungen gemaB § 53b Absatz 1 KWG auf Beschluss
des Ausschusses fur die Einlagensicherung ganz oder teilweise auch auf
diese inlandischen Zweigniederlassungen Anwendung finden.
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§3

Voraussetzungen der Mitwirkung an dem
Einlagensicherungsfonds (§ 3 Absatz 1des
Statuts des Einlagensicherungsfonds)

Fir Zwecke der Bestimmung der Einhaltung der Anforderung an die zum
Geschaftsbetrieb erforderlichen Mittel ist

(a) flr Zweigstellen von ausléandischen Banken im Sinne von § 53 Ab-
satz 1KWG auf das Dotationskapital der Zweigstelle gemaB § 53 Ab-
satz 2 Nr. 2 Satz 3 KWG und

(b) fir Zweigniederlassungen im Sinne von § 53b Absatz 1 KWG auf
die Verhaltnisse der Gesamtbank und die von der zustandigen Auf-
sichtsbehorde des Herkunftsstaates der Bank flir die Erteilung der
Erlaubnis zum Betrieb des Bankgeschafts zugrunde gelegten Anfor-
derungen an die Mittelausstattung abzustellen.

Eigenkapitalfaktor und Verlustpufferquote
(§ 4a des Statuts des Einlagensicherungsfonds)

" Die Regeln fir die Berechnung des Eigenkapitalfaktors und der Ver-
lustpufferquote gemaB § 4a in Verbindung mit den ,Grundsatzen fir die
Risikoeinschatzung” sind auf Zweigstellen von auslandischen Banken im
Sinne von § 53 Absatz 1 KWG mit der MaBgabe anzuwenden, dass fur
die Ermittlung die Verhaltnisse der Zweigstelle maBgeblich sind.

2 Bei Zweigniederlassungen im Sinne von § 53b Absatz 1 KWG ist auf
die Verhaltnisse der Gesamtbank einschlieBlich aller Zweigstellen bzw.
Zweigniederlassungen abzustellen.

° Die Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen auslandischer Banken
sind verpflichtet, dem Priifungsverband die flr die Ermittlung des Eigen-
kapitalfaktors und der Verlustpufferquote erforderlichen Informationen
zeitgerecht zur Verfigung zu stellen.
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Allgemeine Geschaftsbedingungen (§ 5 Absatz 1
des Statuts des Einlagensicherungsfonds sowie
Anlage zu § 4 Abs. 1 Satz 1 sowie § 5b Abs. 1 Satz 1
des Statuts des Einlagensicherungsfonds)

T Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen einer auslandischen Bank im
Sinne von § 53 Absatz 1 KWG bzw. § 53b Absatz 1 KWG haben § 5 Ab-
satz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds in der Form umzusetzen,
dass in Nummer 20 ihrer Allgemeinen Geschaftsbedingungen Absatz (3)
gestrichen und durch folgenden neuen Absatz (3) ersetzt wird:

»(3) Einlagensicherungsfonds: ' Die Bank wirkt an dem Einlagensiche-
rungsfonds mit. Dieser sichert nach MaBgabe seines Statuts und vor-
behaltlich der darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bei einer inldn-
dischen Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle einer ausldndischen Bank
je Gldubiger in der im Statut des Einlagensicherungsfonds, insbesondere
dessen § 6 und der Anlage zu § 2a Absatz 1 des Statuts des Einlagen-
sicherungsfonds, dargestellten Hohe. ? Die Sicherungsgrenze wird dem
Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. ° Sie kann auch
im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden. # Nicht
geschlitzt werden insbesondere Einlagen von finanziellen Unternehmen,
staatlichen Stellen einschlieBlich kommunaler Gebietskérperschaften,
Einlagen, die im Zusammenhang mit Geldwdsche oder Terrorismusfi-
nanzierung entstanden sind, und Inhaberschuldverschreibungen. ° Im
Fall von nichtfinanziellen Unternehmen, gemeinnliitzigen Organisationen,
Verbénden und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und anderen
in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannten
Glédubiger werden Einlagenmit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten
sowie Verbindlichkeiten aus Schuldscheindarlehen, Namenschuldver-
schreibungen und vergleichbaren Schuldtiteln ausldndischen Rechts
nicht geschiitzt. © Im Ubrigen sind Einzelheiten zum Schutzumfang im
Statut des Einlagensicherungsfonds, insbesondere dessen § 6 sowie der
Anlage zu § 2a Absatz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds (ins-
besondere deren §§ 8 bis 10) geregelt. 7 Der Einlagensicherungsfonds
erbringt Entschdédigungsleistungen nur, wenn und soweit die Einlagen
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die Sicherungsgrenze einer etwaigen Heimatland-Einlagensicherung
libersteigen. ¢ Der Umfang der etwaigen Heimatland-Einlagensicherung
kann im Internet auf der Webseite der jeweils zustdndigen Sicherungs-
einrichtung abgefragt werden, deren Adresse auf Verlangen von der
Bank mitgeteilt wird”

3 Zweigniederlassungen im Sinne von § 53b Absatz 1 KWG sind zudem
verpflichtet § 5 Absatz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds in der
Form umzusetzen, dass in der Nummer 20 ihrer Allgemeinen Geschafts-
bedingungen der Wortlaut des Absatz (2) gestrichen und durch einen
Wortlaut ersetzt wird, der die auf die Zweigniederlassung anwendbare
auslandische gesetzlichen Einlagensicherung adaquat beschreibt.

§ 5 Ermachtigungserklarung (§ 5 Absatz 2 des
Statuts des Einlagensicherungsfonds)

Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen einer auslandischen Bank im
Sinne von § 53 Absatz 1 KWG bzw. § 53b Absatz 1 KWG haben die Er-
machtigungserklarung im Sinne von § 5 Absatz 2 Satz 1 des Statuts des
Einlagensicherungsfonds unter Erganzung des folgenden Absatzes fir
jede zustandige Aufsichts- und Abwicklungsbehdrde des Heimatstaates
abzugeben:

.~ lch (Wir) erméachtige(n) hiermit die [Bankaufsichtsbehérde/Abwick-
lungsbehédrde] unseres Herkunftslandes, [amtliche Bezeichnung der zu-
stdndigen Bankaufsichts- bzw. Abwicklungsbehdrde], den Bundesver-
band deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds — Uber alles zu
unterrichten, was die bei mir (uns) unterhaltenen Einlagen als méglicher-
weise gefahrdet erscheinen lasst. Gleichzeitig ermachtige(n) ich (wir) den
Bundesverband deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds —, bei
der [amtliche Bezeichnung der zusténdigen Bankaufsichts- bzw. Abwick-
lungsbehérde] alle hierfiir erforderlichen Auskiinfte einzuholen und die-
se Uber alle Vorfélle zu unterrichten, die ihm im Rahmen seiner Tatigkeit
bekannt werden. Diese Erklarung ist fir die Dauer meiner (unserer) Mit-
wirkung an dem innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V.
bestehenden Einlagensicherungsfonds und — solange bei mir (uns) unter-
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§7
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haltene Einlagen von dem Statut des Einlagensicherungsfonds geschutzt
sind — wahrend des in § 4 Absatz 8 des Statuts des Einlagensicherungs-
fonds bestimmten Zeitraums unwiderruflich.”

Prifung der Zweigstellen und Zweig-
niederlassungen (§ 5 Absatz 4 des Statuts
des Einlagensicherungsfonds)

" In Erganzung zu § 5 Absatz 4 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
sind die Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen auslandischer Banken
verpflichtet, dem Prifungsverband die von diesem fir erforderlich ge-
haltenen Auskinfte — auch soweit sie nur in der Zentrale der Bank be-
schafft werden kénnen — zur Verfligung zu stellen, einer Einholung von
Informationen bei den Aufsichts- und Abwicklungsbehdrden des Hei-
matlandes zuzustimmen und sich durch den Prifungsverband prifen zu
lassen. ? Der Prufungsverband ist berechtigt, alle Prifungshandlungen,
die zur sicheren Beurteilung der Verhaltnisse der Zweigniederlassung
erforderlich erscheinen, ohne drtliche und sachliche Beschrankung bei
der Gesamtbank durchzufiihren.

Bemessungsgrundlage fur die Jahresumlage
(§ 5a Absatz 2 und 3 des Statuts des
Einlagensicherungsfonds)

" Fur die Bemessung der Jahresumlage gemaB § 5a Absatz 2 und Ab-
satz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds ist auf die gemaB § 6
des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesicherten Einlagen abzu-
stellen, die von der Zweigstelle bzw. Zweigniederlassung in der Vermo-
gensubersicht im Sinne von § 53 Absatz 2 Nr. 2 KWG bzw., soweit eine
solche nicht zu erstellen ist, in der monatlichen Bilanzstatistik nach § 18
Bundesbankgesetz zu berlicksichtigen sind. 2 Wirkt das ausléndische
Kreditinstitut an einem Einlagensicherungssystem in seinem Heimat-
land mit, ist der die Sicherungsgrenze der Heimatland-Einlagensiche-
rung nicht Ubersteigende Anteil der Einlage abzuziehen. ® Die Zweig-
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stellen bzw. Zweigniederlassungen sind verpflichtet, das Volumen der
nach Satz 1 und Satz 2 erfassten Einlagen zu erfassen und dem Ban-
kenverband nachzuweisen. * Auf Verlangen hat die Zweigstelle bzw.
Zweigniederlassung eine Bestatigung eines Wirtschaftsprfers Uber die
Richtigkeit der Angaben beizubringen, die den Anforderungen des Pri-
fungsstandards IDW 490 gengt.

Sicherung von Einlagen (§ 6 Absatz 1des
Statuts des Einlagensicherungsfonds)

Einlagen bei Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen auslandischer
Banken werden unter den Voraussetzungen des § 6 des Statuts des Ein-
lagensicherungsfonds nur insoweit gesichert, als sie von der Zweigstelle
bzw. Zweigniederlassung in der Vermdgensubersicht im Sinne von § 53
Absatz 2 Nr. 2 KWG zu berucksichtigen sind bzw. waren, wenn eine sol-
che zu erstellen ware.

Sicherungsgrenze (§ 6 Absatz 8 des
Statuts des Einlagensicherungsfonds)

' Bei Zweigstellen auslandischer Banken im Sinne von § 53 Absatz 1
KWG ist die Sicherungsgrenze gemaR § 6 Absatz 8 (a) des Statuts des
Einlagensicherungsfonds auf Basis der maBgeblichen Eigenmittel im
Sinne von Art. 72 CRR zum Zeitpunkt des letzten verdffentlichten Jah-
resabschlusses der Zweigstelle gesichert. > § 53 Absatz 2 Nr. 4 KWG
findet keine Anwendung.

° Bei Zweigniederlassungen auslandischer Banken im Sinne des § 53b
Absatz 1 KWG wird die Sicherungsgrenze im Sinne von § 6 Absatz 8 (a)
des Statuts des Einlagensicherungsfonds auf Antrag der Bank wie folgt
festgelegt:

Statut | Anlage zu § 2a Absatz 1 53



54

Alternative 1:

Unterhalt die Zweigniederlassung in der Bundesrepublik Deutschland ein
Dotationskapital im Sinne von § 53 Absatz 2 Nr. 4 KWG, so kann dieses
entsprechend der Regelung in § 6 Absatz 8 (a) des Statuts als Berech-
nungsgrundlage fur die Ermittlung der Sicherungsgrenze herangezogen
werden, sofern das Dotationskapital dauerhaft zur Verfligung steht, min-
destens jedoch bis zum nachsten Bilanzstichtag der Zentrale.

Alternative 2:

" Der Teil der bankaufsichtsrechtlich anerkannten Eigenmittel im Sin-
ne von Art. 72 CRR der Gesamtbank wird der Zweigniederlassung als
Berechnungsgrundlage fur die Ermittlung der Sicherungsgrenze zuge-
wiesen, der dem Verhaltnis der um alle Beziehungen zu den eigenen
Hausern und zu verbundenen Unternehmen bereinigten Zweignieder-
lassungsbilanzsumme zu der entsprechend bereinigten Gesamtbilanz-
summe der Bank zum Stichtag entspricht.

2 Die Zweigniederlassung ist verpflichtet, die folgenden vom Abschluss-
prufer der Gesamtbank testierten Angaben zur Verfligung zu stellen:

o die Bilanzsumme der Gesamtbank, bereinigt um alle Beziehungen zu
eigenen Hausern und zu verbundenen Unternehmen,

o die Bilanzsumme fir die Zweigniederlassung, bereinigt um alle Be-
ziehungen zu eigenen Hausern und zu verbundenen Unternehmen,

« die Hohe der bankaufsichtsrechtlich anerkannten haftenden Eigen-
mittel der Gesamtbank, unterteilt nach Kern- und Erganzungskapital.

° Fur diese Angaben ist grundsatzlich der letzte Bilanzstichtag der Zen-
trale maBgeblich; die Daten konnen jedoch auch fur einen weiteren, vom
Prifungsverband anzugebenden Stichtag oder auch fiir mehrere Stich-
tage verlangt werden, sofern die Daten des Bilanzstichtages nach Auf-
fassung des Prifungsverbandes der durchschnittlichen Geschaftssitua-
tion der Zweigniederlassung nicht entsprechen.
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Alternative 3:

' Die Sicherungsgrenze wird ohne weiteren Nachweis auf 750.000 € (ab
dem 1. Januar 2025 450.000 € und ab dem 1. Januar 2030 250.000 €)
pauschal festgelegt.

2 FUr neu aufgenommene Zweigniederlassungen von Banken gilt § 6
Absatz 8 (b) des Statuts des Einlagensicherungsfonds.

§ 10 Verhaltnis zur Heimatlandeinlagensicherung (§ 6
Absatz 16 des Statuts des Einlagensicherungsfonds)

Wirkt das auslandische Kreditinstitut an einem Einlagensicherungs-
system in seinem Heimatland mit, wird der Einlagensicherungsfonds
- vorbehaltlich der Regelungen in § 6 des Statuts des Einlagensiche-
rungsfonds — Entschadigungsleistungen entsprechend dem Statut des
Einlagensicherungsfonds nur erbringen, wenn und soweit die Guthaben
die Sicherungsgrenze der Heimatland-Einlagensicherung Ubersteigen.
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Anlage zu § 4a des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Grundsatze fur die Risikoeinschatzung

§1

§2
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Allgemeine Grundsatze

" Die Bonitatsklassifizierung und die Ermittlung des Eigenkapitalfaktors
und der Verlustpufferquote werden vom Prifungsverband, seinen Toch-
tergesellschaften oder einem von dem Priifungsverband eingeschalte-
ten Dritten durchgefiihrt, wobei die Bonitatsklassifizierung durch eine
anerkannte Ratingagentur im Sinne von § 10 Abs. 2 EntschFinV durch-
zuflhren ist. 2 Der Prifungsverband ist ferner erméachtigt, Wirtschafts-
prufer oder Wirtschaftsprifungsgesellschaften mit der Ausfiihrung von
unterstltzenden Leistungen bei der Bonitatsklassifizierung von auslan-
dischen Banken zu beauftragen, soweit solche Leistungen im Hinblick
auf die Rechnungslegungsvorschriften oder andere Rechtsnormen des
betreffenden Heimatlandes zweckmaBig erscheinen.

" Das Ergebnis der Bonitatsklassifizierung, der Eigenkapitalfaktor und
die Verlustpufferquote werden ausschlieBlich

(a) der Geschaftsleitung der betroffenen Bank
(b) dem Vorstand des Prifungsverbandes sowie

(c) dem fir die Einlagensicherung zustéandigen Geschéftsbereichsleiter,
der Geschéftsleitung des Einlagensicherungsfonds und dem zu-
standigen Mitglied der Hauptgeschaftsfiihrung des Bankenverban-
des und, soweit dies fur die Ermittlung der Jahresumlage oder einer
Sonderumlage oder sonst zur Erflillung ihrer Aufgaben erforderlich
ist, sonstigen Mitarbeitern des Bankverbandes

mitgeteilt. > Das Ergebnis der Bonitatsklassifizierung, der Eigenkapital-
faktor und die Verlustpufferquote sind von allen Beteiligten streng ver-
traulich zu behandeln. ® Die betroffenen Banken dirfen sie insbeson-
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dere weder im Geschaftsverkehr bekannt geben noch in der Werbung
erwahnen.

2. " Abweichend von Absatz 1ist eine Bekanntgabe der Ergebnisse der Bo-
nitatsklassifizierung, des Eigenkapitalfaktors und der Verlustpufferquote
unter folgenden Voraussetzungen und mit folgenden MaBgaben zulassig:

(a) Der Prifungsverband und der Bankenverband sind berechtigt, die
Ergebnisse der Risikoeinschatzung insbesondere das Ergebnis der
Bonitatsklassifizierung gemaB den Bestimmungen des § 11 Abs. 3
des Statuts mitzuteilen.

(b) Der Prifungsverband, seine Tochtergesellschaften bzw. ein geman
§ 1 dieser Anlage eingeschalteter Dritter sind berechtigt, die Ergeb-
nisse der Risikoeinschatzung, insbesondere das Ergebnis der Boni-
tatsklassifizierung, den fur sie zustandigen Aufsichtsbehorden zu-
ganglich zu machen.

(c) Die betroffene Bank ist berechtigt, die Ergebnisse der Risikoein-
schatzung, insbesondere das Ergebnis der Bonitatsklassifizierung,
der Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH (EdB) zum
Zweck der Beitragsberechnung zuganglich zu machen.

(d) Die betroffene Bank ist berechtigt, das Ergebnis der Bonitatsklas-
sifizierung an einen begrenzten Kreis von Geschaftspartnern unter
folgenden, kumulativen Voraussetzungen und mit folgenden MaB-
gaben weiterzugeben:

(i) Die betroffene Bank ist

(A) weder ein bedeutendes beaufsichtigtes Unternehmen, noch
Teil einer bedeutenden beaufsichtigten Gruppe im Sinne der
Verordnung (EU) 468/2014 der Europaischen Zentralbank,
noch als ,high-impact LSI” von der EZB klassifiziert,

(B) nicht ein kapitalmarktorientiertes Unternehmen im Sinne des
§ 264d HGB, ohne dass es auf die Rechtsform ankommt,
oder Tochterunternehmen eines in diesem Sinn kapital-
marktorientierten Unternehmens,
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(ii)

(iii)

~

(C) keine inlandische Zweigstelle eines ausléandischen Kreditin-
stitutes im Sinne von § 53 Absatz 1 KWG bzw. keine Zweig-
niederlassung eines auslandischen Kreditinstitutes im Sinne
von § 53b Absatz 1 KWG und

(D) nicht Teil einer inlandischen oder auslandischen Bank- und/
oder Versicherungsgruppe, es sei denn, dass sie deren
Ubergeordnetes Unternehmen (Mutterinstitut oder Mutter-
unternehmen) im aufsichtsrechtlichen Sinn ist oder unter
entsprechender Anwendung der CRR bzw. des VAG ware.

Die Weitergabe erfolgt ausschlieBlich an nicht mehr als 50
professionelle Kunden im Sinne des Anhangs Il der Richtlinie
2014/65/EU des Europaischen Parlamentes und des Rates, die
sich gegenuber der Bank zur streng vertraulichen Behandlung
und dazu verpflichtet haben, das Ergebnis der Bonitatsklassi-
fizierung nicht fur aufsichtsrechtliche Zwecke zu nutzen.

Die betroffene Bank stellt in Bezug auf alle Empfanger sicher,
dass die vom Prifungsverband, bzw. dessen die Bonitatsklas-
sifizierung durchfihrenden Tochtergesellschaft bzw. dem fur
diese Zwecke vom Prifungsverband eingeschalteten Dritten
gemachten Vorgaben eingehalten werden. Diese Vorgaben kon-
nen sich auf die Sicherstellung der Einhaltung der gesetzlichen
Pflichten (insbesondere etwaiger Pflichten nach der Verordnung
(EG) Nr.1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes) des Prifungsverbandes bzw. der die Bonitatsklassifizierung
durchfiihrenden Einheit und die Umsetzung der vorstehenden
Voraussetzungen und MaBgaben beziehen, aber auch auf die
Sicherstellung einer vertraulichen Behandlung der Bonitatsklas-
sifizierung im Ubrigen sowie Regelungen einer Kostenbeteili-
gung fur die Moglichkeit der Weitergabe der Bonitatsklassifizie-
rung nach diesem Unterabsatz (d) umfassen.

Die betroffene Bank hat dem Prifungsverband, bzw. dessen
die Bonitatsklassifizierung durchfiihrenden Tochtergesellschaft
bzw. dem fir diese Zwecke vom Prifungsverband eingeschal-
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teten Dritten ihre Absicht einer Weitergabe vorab schriftlich an-
gezeigt und mit diesem bzw. dieser eine dessen bzw. deren Vor-
gaben nach Ziff. (iii) umsetzende Vereinbarung geschlossen.

" Fir die Bank besteht die Moglichkeit, wegen der Ergebnisse der Risi-
koeinschatzung ein Schiedsgericht anzurufen, das dartiber zu befinden
hat, ob im konkreten Fall die Bonitatsklassifizierung, der Eigenkapitalfak-
tor bzw. die Verlustpufferquote entsprechend der jeweils vorgegebenen
Systembeschreibung vorgenommen bzw. ermittelt worden ist.

2 Die betroffene Bank sowie der Prufungsverband haben je einen
Schiedsrichter zu benennen. ° Die Schiedsrichter verstandigen sich auf
einen Vorsitzenden, bei dem es sich um einen insbesondere mit der Pri-
fung von Banken befassten Wirtschaftsprufer handeln soll.

4 Die Anrufung des Schiedsgerichts hat fur die Pflicht zur Zahlung einer
erhéhten Umlage und fir sonstige MaBnahmen keine aufschiebende
Wirkung. ® Sofern das Schiedsgericht zu dem Ergebnis kommt, dass die
Bonitatsklassifizierung bzw. der ermittelte Eigenkapitalfaktor oder die
Verlustpufferquote unzutreffend ist, wird die erhéhte Umlage jedoch in
der Hohe erstattet, in der sie von der korrekt berechneten Umlage ab-
weicht.

5 Eine Bank, die in einem Schiedsverfahren ganz oder teilweise unter-
liegt, hat die Kosten des Schiedsgerichts im Umfange ihres Unterliegens
zu tragen.

Grundsatze fur das Verfahren der
Bonitatsklassifizierung

' Die Bonitatsklassifizierung erfolgt aufgrund der Bewertung wesent-
licher quantitativer und qualitativer Aspekte des Finanz- und des Ge-
schaftsprofils mittels eines Kennziffern- und Kriteriensystems. ? MaB-
geblich ist insoweit die Systembeschreibung zum Verfahren der
Bonitatsklassifizierung, die vom Priifungsverband oder einem gemaB § 1
dieser Anlage beauftragten Dritten erstellt und dem Ausschuss fir die
Einlagensicherung zur Kenntnisnahme Ubermittelt wird.
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' Eine Bank, fur die eine andere an dem Einlagensicherungsfonds mit-
wirkende Bank eine Freistellungserklarung gema § 5 Absatz 10 des
Statuts des Einlagensicherungsfonds abgegeben hat, erhalt auf Antrag
die Bonitatsklassifizierung der beteiligten Bank, sofern deren Bonitats-
klassifizierung besser als die eigene ist. > Die vorstehende Regelung gilt
entsprechend, wenn die Freistellungserklarung von einem nicht an der
Einlagensicherung mitwirkenden inlandischen Kreditinstitut, einem sol-
chen mit Sitz in einem anderen EWR- oder EFTA-Staat abgegeben wor-
den ist, und das beteiligte Kreditinstitut sich der Bonitatsklassifizierung
nach MaBgabe dieser Grundséatze unterworfen hat. * MaBgeblich sind
die Verhaltnisse zum Zeitpunkt der Festsetzung der Jahresumlage.

" Als Ergebnis der Bonitatsklassifizierung wird eine Bank einer der 22
Klassen von AAA bis D zugewiesen."

2 Die Intensitat der Einlagensicherungsprifungen richtet sich auch nach
der jeweiligen Einstufung der Bank.

" Neu aufgenommene Banken, die noch keine Jahresabschlisse fir drei
volle Geschaftsjahre als Einlagenkreditinstitut vorlegen kénnen, werden
bis einschlieBlich zur Vorlage des Jahresabschlusses fur das dritte vol-
le Geschéaftsjahr der Eingangsstufe E (gemaB der Systembeschreibung)
zugewiesen. ? Die Eingangsstufe E I0st keine Zuschlage oder Abschla-
ge fur die Ermittlung der Jahresumlage aus. ® Banken, die sich in der
Eingangsstufe E befinden, kdnnen vom Prifungsverband haufiger und
umfassender gepriift werden als sonstige an der Einlagensicherung mit-
wirkende Banken.

4 Banken konnen bei entsprechendem spateren Bonitatsklassifizie-
rungsergebnis auch schon wahrend ihrer Zugehdrigkeit zur Eingangs-
stufe zugleich in die Klasse BBB oder eine schlechtere Klasse eingestuft
werden; fur die Ermittlung der Jahresumlage und etwaiger Sonderumla-
gen bleibt dabei die Eingangsstufe maBgeblich.

1) Ratingklassen: AAA, AA+, AA, AA-, A+, A, A-; BBB+, BBB, BBB-, BB+, BB, BB-, B+, B, B-; CCC+,
CCC, ccc-,CC,C; D
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Grundsatze fur die Ermittlung des Eigenkapitalfaktors

" Der Eigenkapitalfaktor wird ermittelt als Verhaltnis (i) der gesicherten
Verbindlichkeiten gemaB der Bemessungsgrundlage fur die Jahresumla-
ge (§ 5a Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds), wobei fur
Zwecke des Eigenkapitalfaktors die gemaR § 6 (einschlieBlich § 6 Abs. 18)
des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesicherten Verbindlichkeiten
zu 100 % bertcksichtigt werden, zu (ii) den bankaufsichtsrechtlich an-
erkannten Eigenmitteln im Sinne von Art. 72 CRR, wobei diese auch Be-
standteile enthalten kdnnen, auf deren aufsichtsrechtliche Anrechnung
das Institut verzichtet, die jedoch dem Prifungsverband nachgewiesen
wurden. ? Dabei wird zur Festlegung der Jahresumlage fiir das Folgejahr
aus den Werten zum 31. Marz und 30. Juni des laufenden Jahres und
zum 30. September und 31. Dezember des Vorjahres der Durchschnitts-
wert gebildet. * MaBgeblich fiir die Ermittlung des Eigenkapitalfaktors
ist die Systembeschreibung zur Ermittlung des Eigenkapitalfaktors, die
vom Prifungsverband oder einem gemaR § 1dieser Anlage beauftragten
Dritten erstellt und dem Ausschuss fur die Einlagensicherung zur Kennt-
nisnahme Ubermittelt wird.

Fur neu aufgenommene Banken ist der Eigenkapitalfaktor bis einschlieB3-
lich fur das dritte Folgejahr nach dem Jahr der Aufnahme nachtraglich zu
ermitteln und entspricht dem fiir das vierte Folgejahr ermittelten Eigen-
kapitalfaktor. Fir neu gegrindete Banken ist auf den fir das flinfte Fol-
gejahr ermittelten Eigenkapitalfaktor abzustellen, der auch flr das vierte
Folgejahr gilt.

Grundsatze fur die Ermittlung der Verlustpufferquote

" Die Verlustpufferquote ist der Quotient der (i) bankaufsichtsrechtlich
anerkannten Eigenmittel im Sinne von Art. 72 CRR (wobei diese auch
Bestandteile enthalten kdnnen, auf deren aufsichtsrechtliche Anrech-
nung das Institut verzichtet, die jedoch dem Prifungsverband nachge-
wiesen wurden) und solcher Verbindlichkeiten der Bank, die bail-in fahig
und gegenuiber den gemaB § 6 des Statuts des Einlagensicherungs-
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fonds gesicherten Verbindlichkeiten nicht vorrangig sind, gegeniber
(i) den gemaB Teil 3 Titel Il der CRR risikogewichteten Positionen der
Bank. ? Dabei wird zur Festlegung der Jahresumlage fur das Folgejahr
aus den Werten zum 31. Mérz und 30. Juni des laufenden Jahres und
zum 30. September und 31. Dezember des Vorjahres der Durchschnitts-
wert gebildet. * MaBgeblich fur die Ermittlung der Verlustpufferquote
ist die Systembeschreibung zur Ermittlung der Verlustpufferquote, die
vom Prufungsverband oder einem geman § 1dieser Anlage beauftragten
Dritten erstellt und dem Ausschuss fur die Einlagensicherung zur Kennt-
nisnahme Ubermittelt wird.

Fur neu aufgenommene Banken ist die Verlustpufferquote bis einschlieB-
lich fur das dritte Folgejahr nach dem Jahr der Aufnahme nachtraglich zu
ermitteln und entspricht der fur das vierte Folgejahr ermittelten Verlust-
pufferquote. Flr neu gegriindete Banken ist auf die fur das flinfte Fol-
gejahr ermittelte Verlustpufferquote abzustellen, die auch fir das vierte
Folgejahr gilt.
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Anlage zu § 4b des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Grundsatze fur die Einlagenklassifizierung

§1 " Die Einlagenklassifizierung wird vom Prifungsverband, einer sei-
ner Tochtergesellschaften oder einem von dem Prufungsverband ein-
geschalteten Dritten durchgefiihrt. 2 Der Prufungsverband bzw. seine
Tochtergesellschaft ist ferner ermachtigt, Wirtschaftsprufer oder Wirt-
schaftsprifungsgesellschaften mit der Ausfiihrung von unterstiitzenden
Leistungen bei der Einlagenklassifizierung von auslandischen Banken zu
beauftragen, soweit solche Leistungen im Hinblick auf die Rechnungsle-
gungsvorschriften oder andere Rechtsnormen des betreffenden Heimat-

landes zweckmaBig erscheinen.
§2 " Das Ergebnis der Einlagenklassifizierung wird ausschlieBlich
(a) der Geschaftsleitung der betroffenen Bank,

(b) dem Vorstand des Priifungsverbandes sowie

(c) dem fir die Einlagensicherung zustéandigen Geschaftsbereichsleiter,
der Geschéaftsleitung des Einlagensicherungsfonds und dem zu-
standigen Mitglied der Hauptgeschaftsfiihrung des Bankenverban-
des und, soweit dies fur die Ermittlung der Jahresumlage oder einer
Sonderumlage oder sonst zur Erflillung ihrer Aufgaben erforderlich

ist, sonstigen Mitarbeitern des Bankverbandes

mitgeteilt. > Das Ergebnis der Einlagenklassifizierung ist von allen Betei-
ligten streng vertraulich zu behandeln. ° Die betroffenen Banken dirfen
sie insbesondere weder im Geschaftsverkehr bekannt geben noch in der
Werbung erwahnen. # Der Prifungsverband und der Bankenverband
sind berechtigt, das Ergebnis der Einlagenklassifizierung gemaB den
Bestimmungen des § 11 Abs. 3 des Statuts mitzuteilen. ° Der Prifungs-
verband, seine Tochtergesellschaften und ein gemaB § 1 dieser Anlage
eingeschalteter Dritter sind berechtigt, das Ergebnis der Einlagenklassi-
fizierung den fir sie zustandigen Aufsichtsbehdrden zuganglich zu ma-

chen.
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" Flr die Bank besteht die Mdéglichkeit, wegen des Ergebnisses der Ein-
lagenklassifizierung ein Schiedsgericht anzurufen, das darliber zu be-
finden hat, ob im konkreten Fall die Einlagenklassifizierung entsprechend
der vorgegebenen Systembeschreibung vorgenommen bzw. ermittelt
worden ist.

2 Die betroffene Bank sowie der Prifungsverband haben je einen
Schiedsrichter zu benennen.  Die Schiedsrichter verstandigen sich auf
einen Vorsitzenden, bei dem es sich um einen insbesondere mit der Pri-
fung von Banken befassten Wirtschaftsprifer handeln soll.

4 Die Anrufung des Schiedsgerichts hat flr die sich aus der Einlagen-
klassifizierung ergebenden Pflichten der Bank und fur sonstige MaB-
nahmen keine aufschiebende Wirkung. ® Sofern das Schiedsgericht zu
dem Ergebnis kommt, dass die Einlagenklassifizierung unzutreffend ist,
ist eine korrigierte Einlagenklassifizierung durchzufihren.

5 Eine Bank, die in einem Schiedsverfahren ganz oder teilweise unter-
liegt, hat die Kosten des Schiedsgerichts im Umfange ihres Unterliegens
zu tragen.

" Die Einlagenklassifizierung erfolgt auf Grundlage der Bewertung fur
den ESF relevanter quantitativer und qualitativer Aspekte zu Geschafts-
modell-, Governance- und Validitatsrisiken mittels eines Zu- und Ab-
schlagssystems auf die Bonitatsklasifizierung. > MaBgeblich ist insoweit
die Systembeschreibung zum Einlagenklassifizierungsverfahren, die
vom Prifungsverband, seinen Tochtergesellschaften oder einem geman
§ 1dieser Anlage beauftragten Dritten erstellt und dem Ausschuss fir die
Einlagensicherung zur Kenntnisnahme Ubermittelt wird. ® Das Verfah-
ren der Einlagenklassifizierung wird durch aufsichtsrechtlich erforder-
liche Kontrollgremien sowie durch die europaische Wertpapieraufsicht
(ESMA) beaufsichtigt.

" Als Ergebnis der Einlagenklassifizierung wird eine Bank einer der sie-
ben Klassen von Deposit Risk 1 (DR 1) bis Deposit Risk 7 (DR 7) zugewie-
sen. 2 Die Intensitat der Einlagensicherungsprifungen richtet sich auch
nach der jeweiligen Einstufung der Bank.

Statut | Anlage zu § 4b



Anlage zu § 5 Absatz 1 Satz 1 sowie § 5b Absatz 1Satz 1
des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Nummer 20 AGB Banken
20. Schutz der Einlagen

Information Uber die Einlagensicherung

Q)

(2)

Einlagen: Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschaf-
ten aus Betragen, die auf einem Konto verblieben sind, oder aus Zwi-
schenpositionen ergeben und die nach den geltenden gesetzlichen und
vertraglichen Bedingungen von der Bank zurtickzuzahlen sind, wie zum
Beispiel Guthaben auf Girokonten, Festgelder, Spareinlagen, Sparbriefe
und Namensschuldverschreibungen. MaBgeblich sind die Definitionen in
§ 2 Absatz 3 des Einlagensicherungsgesetzes (EinSiG) bzw. § 6 Absatz 1
des Statuts des innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V.
bestehenden Einlagensicherungsfonds deutscher Banken (Einlagensi-
cherungsfonds).

Gesetzliche Einlagensicherung: Die Bank ist der Entschadigungseinrich-
tung deutscher Banken GmbH als Trager der gesetzliche Einlagensiche-
rung der privaten Banken zugeordnet. Die gesetzliche Einlagensicherung
schitzt nach MaBgabe des EinSiG und vorbehaltlich der darin vorgese-
henen Ausnahmen Einlagen bis zu einem Gegenwert von 100 000 Euro
pro Einleger. In den in § 8 Absatz 2 EinSiG genannten Fallen erhoht sich
dieser Betrag auf 500 000 Euro. Dazu gehdren insbesondere Betrage,
die aus Immobilientransaktionen im Zusammenhang mit privat genutz-
ten Wohnimmobilien resultieren. Nicht geschiitzt werden insbesondere
Einlagen von finanziellen Unternehmen, staatlichen Stellen einschlieBlich
kommunaler Gebietskorperschaften, Einlagen, die im Zusammenhang
mit Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind, und In-
haberschuldverschreibungen. Einzelheiten sind im EinSiG, insbesondere
dessen § 8 geregelt.
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Einlagensicherungsfonds: Die Bank wirkt auBerdem an dem Einlagen-

sicherungsfonds mit. Dieser sichert nach MaBgabe seines Statuts und

vorbehaltlich der darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bei einer in-

landischen Haupt- oder Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle je Glaubi-

ger maximal bis zur folgenden Hohe (Sicherungsgrenze):

(a)

(b)

(c)

(i) 5 Mio. € fUr natirliche Personen und rechtsfahige Stiftungen un-
abhangig von ihrer Laufzeit und (ii) 50 Mio. € fir nichtfinanzielle Un-
ternehmen, gemeinnitzige Organisationen, Verbande und Berufs-
organisationen ohne Erwerbszweck und anderer in § 6 Absatz 3 des
Statuts des Einlagensicherungsfonds genannter Glaubiger. In jedem
Fall werden Einlagen bis maximal 15 % der Eigenmittel der Bank im
Sinne von Artikel 72 CRR geschitzt, wobei Erganzungskapital nur bis
zur Hohe von 25 % des Kernkapitals im Sinne von Artikel 25 CRR Be-
ricksichtigung findet. Weitere Einzelheiten zur Berechnung der re-
levanten Eigenmittel regelt § 6 Absatz 8 Unterabsatz (a) des Statuts
des Einlagensicherungsfonds.

Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Mio. € fir natirliche Personen und
rechtsfahige Stiftungen unabhangig von ihrer Laufzeit und (ii)
30 Mio. € fir nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinntitzige Organi-
sationen, Verbande und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck
und anderer in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungs-
fonds genannter Glaubiger. In jedem Fall werden Einlagen bis ma-
ximal 8,75 % der Eigenmittel im Sinne von Unterabsatz (a) Satzen 2
und 3 geschutzt.

Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Mio. € fir natirliche Personen und
rechtsfahige Stiftungen unabhangig von ihrer Laufzeit und (ii) 10
Mio. € fur nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnutzige Organisatio-
nen, Verbande und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und
anderer in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
genannter Glaubiger. In jedem Fall werden Einlagen bis maximal
8,75 % der Eigenmittel im Sinne von Unterabsatz (a) Satzen 2 und 3
geschutzt.
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(d) Fur Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gesichert
wurden, finden die zu diesem Zeitpunkt geltenden Sicherungsgren-
zen weiterhin Anwendung bis die Einlage fallig ist, prolongiert wird
oder vom Kunden erstmals gekilindigt werden kann oder auf eine
auslandische Zweigniederlassung oder Zweigstellen Ubertragen
wird. Fur Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2022 begriindet oder
prolongiert werden, gelten die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab
den oben genannten Stichtagen.

MaBgebend fiir die Entschadigung ist die Sicherungsgrenze, die der
Bank als Ergebnis der Feststellung des Prufungsverbandes mitgeteilt
worden ist und im Internet unter www.bankenverband.de abgerufen
werden kann. Die Sicherungsgrenze wird dem Kunden von der Bank auf
Verlangen bekannt gegeben.

Nicht geschutzt werden insbesondere Einlagen von finanziellen Unter-
nehmen, staatlichen Stellen einschlieBlich kommunaler Gebietskorper-
schaften, Einlagen, die im Zusammenhang mit Geldwéasche oder Terroris-
musfinanzierung entstanden sind, und Inhaberschuldverschreibungen.
Im Fall von Glaubigern nach Buchstaben (a)(ii), (b)(ii) und (c)(ii) werden
Einlagen mit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten sowie Verbindlich-
keiten aus Schuldscheindarlehen, Namenschuldverschreibungen und
vergleichbaren Schuldtiteln auslandischen Rechts nicht geschitzt.

Fur Verbindlichkeiten von Banken, die bis zum Ablauf des 31. Dezember
2022 geman § 6 der am 18. November 2021 im Vereinsregister eingetra-
genen Fassung des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesichert wur-
den, besteht die Sicherung nach MaBgabe dieser Vorschrift fort. Nach
dem 31. Dezember 2022 entfallt dieser Bestandsschutz, sobald die be-
treffende Verbindlichkeit fallig wird, geklindigt oder anderweitig zuriick-
gefordert werden kann, oder wenn die Verbindlichkeit im Wege einer Ein-
zel- oder Gesamtrechtsnachfolge tUbergeht oder auf eine auslandische
Zweigniederlassung oder Zweigstelle Ubertragen wird.

Einzelheiten zum Schutzumfang einschlieBlich der Sicherungsgrenzen
sind im Statut des Einlagensicherungsfonds, insbesondere dessen § 6
geregelt.
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Das Statut wird auf Verlangen zur Verfliigung gestellt und kann auch im
Internet unter www.bankenverband.de aufgerufen werden.

ForderungsUtbergang und Auskunftserteilung

(4) Forderungsuibergang: Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von
ihm Beauftragter Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen For-
derungen gegen die Bank in entsprechender Hohe mit allen Nebenrech-
ten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds uber.

(5) Auskunftserteilung: Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds
oder einem von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erfor-
derlichen Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfligung zu stellen.
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Anlage zu § 5 Absatz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Wortlaut der Ermachtigungserklarungen

e Ich (Wir) ermachtige(n) hiermit die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungs-
aufsicht, den Bundesverband deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungs-
fonds - Uber alles zu unterrichten, was die bei mir (uns) unterhaltenen Einlagen
als méglicherweise gefahrdet erscheinen lasst. Gleichzeitig ermachtige(n) ich
(wir) den Bundesverband deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds —,
bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht alle hierfir erforder-
lichen Ausklinfte einzuholen und diese Uber alle Vorfalle zu unterrichten, die
ihm im Rahmen seiner Tatigkeit bekannt werden. Diese Erklarung ist fur die
Dauer meiner (unserer) Mitwirkung an dem innerhalb des Bundesverbandes
deutscher Banken e.V. bestehenden Einlagensicherungsfonds und - solange
bei mir (uns) unterhaltene Einlagen von dem Statut des Einlagensicherungs-
fonds geschiitzt sind — wahrend des in § 4 Absatz 8 des Statuts des Einlagen-
sicherungsfonds bestimmten Zeitraums unwiderruflich.

e Ich (Wir) ermachtige(n) hiermit die Europaische Zentralbank, den Bundesver-
band deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds — Uber alles zu un-
terrichten, was die bei mir (uns) unterhaltenen Einlagen als moéglicherweise
gefahrdet erscheinen lasst. Gleichzeitig ermachtige(n) ich (wir) den Bundes-
verband deutscher Banken e.V. - Einlagensicherungsfonds —, bei der Europai-
schen Zentralbank alle hierfur erforderlichen Ausktinfte einzuholen und diese
Uber alle Vorfalle zu unterrichten, die ihm im Rahmen seiner Tatigkeit bekannt
werden. Diese Erklarung ist fuir die Dauer meiner (unserer) Mitwirkung an dem
innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. bestehenden Einla-
gensicherungsfonds und — solange bei mir (uns) unterhaltene Einlagen von
dem Statut des Einlagensicherungsfonds geschiitzt sind — wahrend des in § 4
Absatz 8 des Statuts des Einlagensicherungsfonds bestimmten Zeitraums un-
widerruflich.

e Ich (Wir) ermachtige(n) hiermit die Deutsche Bundesbank, den Bundesver-
band deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds — Uber alles zu un-
terrichten, was die bei mir (uns) unterhaltenen Einlagen als moéglicherweise
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gefahrdet erscheinen lasst. Gleichzeitig ermachtige(n) ich (wir) den Bundes-
verband deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds —, bei der Deut-
schen Bundesbank alle hierfiir erforderlichen Auskiinfte einzuholen und diese
Uber alle Vorfalle zu unterrichten, die ihm im Rahmen seiner Tatigkeit bekannt
werden. Diese Erklarung ist fiir die Dauer meiner (unserer) Mitwirkung an dem
innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. bestehenden Einla-
gensicherungsfonds und — solange bei mir (uns) unterhaltene Einlagen von
dem Statut des Einlagensicherungsfonds geschitzt sind — wahrend des in § 4
Absatz 8 des Statuts des Einlagensicherungsfonds bestimmten Zeitraums un-
widerruflich.

Ich (Wir) ermachtige(n) hiermit den Prifungsverband deutscher Banken e.V.,
den Bundesverband deutscher Banken e.V. — Einlagensicherungsfonds — Giber
alles zu unterrichten, was die bei mir (uns) unterhaltenen Einlagen als mdg-
licherweise gefahrdet erscheinen lasst oder was die Verpflichtungen betrifft,
die sich fur mich (uns) aus dem Statut des Einlagensicherungsfonds erge-
ben. Gleichzeitig ermachtige(n) ich (wir) den Bundesverband deutscher Ban-
ken e.V. — Einlagensicherungsfonds -, bei dem Prufungsverband deutscher
Banken e.V. alle hierfir erforderlichen Auskiinfte einzuholen und diesen Utber
alle Vorfalle zu unterrichten, die ihm im Rahmen seiner Tatigkeit bekannt wer-
den. Diese Erklarung ist flr die Dauer meiner (unserer) Mitwirkung an dem
innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. bestehenden Einla-
gensicherungsfonds und — solange bei mir (uns) unterhaltene Einlagen von
dem Statut des Einlagensicherungsfonds geschiitzt sind — wahrend des in § 4
Absatz 8 des Statuts des Einlagensicherungsfonds bestimmten Zeitraums un-
widerruflich.

Ich (Wir) ermachtige(n) hiermit alle sonstigen zustandigen Aufsichts- und Ab-
wicklungsbehorden, den Bundesverband deutscher Banken e.V. — Einlagen-
sicherungsfonds - Uber alles zu unterrichten, was die bei mir (uns) unterhal-
tenen Einlagen als moglicherweise gefahrdet erscheinen lasst. Gleichzeitig
ermachtige(n) ich (wir) den Bundesverband deutscher Banken e.V. - Einla-
gensicherungsfonds —, bei diesen jeweils zustandigen Aufsichts- und Abwick-
lungsbehodrden alle hierfur erforderlichen Auskiinfte einzuholen und diese
Uber alle Vorfélle zu unterrichten, die ihm im Rahmen seiner Tatigkeit bekannt
werden. Diese Erklarung ist fir die Dauer meiner (unserer) Mitwirkung an dem

Statut | Anlage zu § 5 Absatz 2



innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. bestehenden Einla-
gensicherungsfonds und — solange bei mir (uns) unterhaltene Einlagen von
dem Statut des Einlagensicherungsfonds geschiitzt sind — wahrend des in § 4
Absatz 8 des Statuts des Einlagensicherungsfonds bestimmten Zeitraums un-
widerruflich.
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Anlage zu § 5 Absatz 5 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

§ 11 Satzung des Prufungsverbandes
deutscher Banken e.V.

§ 1 Auflagen

(10 " Der Prufungsverband kann einer Mitgliedsbank Auflagen erteilen,
wenn die individuelle Risikolage der Mitgliedsbank' dies mit Blick auf die
Interessen der Einlagensicherung nach Einschatzung des Prifungsver-
bands veranlasst. ? Danach konnen Auflagen insbesondere erteilt wer-
den, wenn

1. bei einer Mitgliedsbank mindestens ein wesentlicher Mangel fest-
gestellt wird durch Prufungen:

a) des Prifungsverbands im Rahmen einer Priifung gemaB den
Prifungsrichtlinien (§ 5 Abs. 4 dieser Satzung), wobei fiir Pri-
fungen des Prifungsverbands unter einem wesentlichen Man-
gel insbesondere eine ,Besondere Prufungsfeststellung” gemafi
den Prifungsrichtlinien zu verstehen ist, oder

b) einer Wirtschaftspriifungsgesellschaft im Rahmen einer Jahres-
abschluss-, Konzernabschluss- oder Sonderprifung und dieser
dem Prifungsverband bekannt ist, oder

c) einer Aufsichtsbehérde im Rahmen einer Sonderprifung und
dieser dem Prifungsverband bekannt ist, oder

2. zu einer Mitgliedsbank eine Anzeige gemaB § 29 Abs. 3 Satz 1 KWG
gemacht wurde und dies dem Prifungsverband bekannt ist, oder

1 Mitgliedsbanken im Sinne dieser Satzung sind alle in § 6 Abs. 1 der Satzung des Bundesverbands
deutscher Banken e.V. genannten Einheiten, einschlieBlich inlandischer Zweigniederlassungen bzw.
Zweigstellen einer auslandischen Gesamtbank, vgl. §§ 53, 53b und 53c KWG.
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3. die Einlagenklassifizierung der Mitgliedsbank gemaB § 4 Abs.1
Satz 1 Nr. 7 zur Zuordnung in eine Deposit Risk-Klasse (DR) von ,4"
oder schlechter flihrt, oder

4. die Bonitatsklassifizierung der Mitgliedsbank gemaB § 4 Abs. 1Satz 1
Nr. 7 ,BBB-" oder schlechter ist, oder

5. die Bonitatsklassifizierung der Mitgliedsbank gemaB § 4 Abs. 1Satz 1
Nr. 7 ,BBB+" oder schlechter ist und

a) mehr als 50 % der Aktiva der Mitgliedsbank als Sicherheit fur
eigene Verbindlichkeiten dienen, oder

b) die Mitgliedsbank nicht liber eine ausreichend nach Quellen di-
versifizierte Refinanzierung verfligt, d.h. die Mitgliedsbank sich
zu mehr als 90 % der Bilanzsumme allein mit geschitzten Kun-
deneinlagen refinanziert, oder

c) bei der Mitgliedsbank das Konzernexposure? nach aufsichts-
rechtlich anerkannten Sicherheiten, aber vor Anwendung der
aufsichtsrechtlichen Erleichterungsregelungen, mehr als 100 %
des aufsichtsrechtlichen Kernkapitals ausmacht; bei Zweigstel-
len- und Zweigniederlassungen gilt dies in entsprechender An-
wendung auf den jeweiligen Verrechnungssaldo gegentiber der
Zentrale, oder

6. bei der Bank Entwicklungen oder Sachverhalte vorliegen, die nach
§ 45 KWG MaBnahmen der Aufsichtsbehorde rechtfertigen wirden,
oder MaBnahmen der Aufsichtsbehdrde bei der Mitgliedsbank nach
§ 45 KWG oder § 36 SAG angeordnet wurden und diese dem Pri-
fungsverband bekannt sind, oder

7. die Risikolage von mit der Mitgliedsbank verbundenen Unterneh-
men, der Unternehmensgruppe, der die Mitgliedsbank angehort,
oder der Gesamtbank dies mit Blick auf die Einlagensicherung nach

2 Fur die Berechnung des Konzernexposures werden Risikoposition und Gruppe verbundener Kun-
den gemaB Bestimmungen der CRR und daraus abgeleiteter nationaler Umsetzungsvorschriften
hinsichtlich GroBkrediten herangezogen.
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(2)
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Einschatzung des Prifungsverbands wegen der moglichen Auswir-
kungen auf die Mitgliedsbank veranlasst.

" Zudem kann der Prifungsverband einer Mitgliedsbank vorlaufige Auf-
lagen erteilen. 2 Solche vorlaufigen Auflagen kdnnen insbesondere er-
teilt werden, wenn

1. im Rahmen von Prifungen des Prufungsverbands gemaR den Pri-
fungsrichtlinien (§ 5 Abs. 4 dieser Satzung) ein Prifungshemmnis
besteht oder dem Prifungsverband ein Prifungshemmnis im Rah-
men von Prifungen Dritter bekannt ist, bis zu dessen Beseitigung
und dem nachfolgenden Abschluss der Priifung, oder

2. eine Mitgliedsbank eine wesentliche Anderung ihres Geschaftsmo-
dells oder eine sonstige Veranderung im Sinne des § 10 Abs. 1Satz 1
Nr. 8 beabsichtigt und die Auflage der Vermeidung einer Ausweitung
der bestehenden Risiken oder der Begrenzung des Volumens der
gesicherten Kundeneinlagen der Mitgliedsbank bis zum Abschluss
einer Priifung der beabsichtigten Anderung dient, oder

3. eine bedeutende Beteiligung (§ 1 Abs. 9 KWG) an einer Mitglieds-
bank erworben oder ein Verfahren nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis
Nr. 4 eingeleitet wird, bevor insoweit ein Inhaberkontrollverfahren
nach § 4 Abs.1Satz1Nr. 2, § 6 und § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 abge-
schlossen ist und die Auflage zur Aufrechterhaltung der bestehen-
den Risikolage bis zum Abschluss des Inhaberkontrollverfahrens
dient.

" Ferner kann der Prufungsverband einer Mitgliedsbank Auflagen ertei-
len, damit die bei Stellung des Aufnahmeantrages oder im Rahmen eines
Inhaberkontrollverfahrens vorgetragenen wesentlichen Gegebenhei-
ten und geschaftspolitischen Ziele, die als Grundlage fiir die Aufnahme
der Mitgliedsbank oder den Gesellschafterwechsel dienten, eingehalten
werden. 2 Sofern die Mitgliedsbank insoweit eine wesentliche Anderung
vornehmen will, hat vorher eine Beurteilung durch den Prifungsverband
zu erfolgen.
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(4) " Darliber hinaus kann der Prifungsverband einer Mitgliedsbank auch
dann Auflagen erteilen, wenn missbrauchliches Verhalten der Mitglieds-
bank oder der Gesamtbank oder einem mit der Mitgliedsbank verbunde-
nen Unternehmen oder der Unternehmensgruppe, der die Mitgliedsbank
angehdrt, vorliegt. ? Missbrauchliches Verhalten liegt insbesondere vor,
wenn eine Mitgliedsbank, ein mit der Mitgliedsbank verbundenes Unter-
nehmen, die Unternehmensgruppe, der die Mitgliedsbank angehort oder
die Gesamtbank Handlungen oder Unterlassungen begeht, die objektiv
geeignet sind, die Interessen, die Funktionsweise, die Integritat oder die
Zielsetzung der Einlagensicherung oder des Prifungsverbands zu ge-
fahrden oder zu beeintrachtigen.

(5) " Die Auflagen des Priifungsverbands kénnen insbesondere in folgen-
den Auspragungen erteilt werden:

1. Risikoreduzierende Auflagen,
2. Auflagen zur Verbesserung der Datenlage,

3. Auflagen zur Einhaltung von durch den Prifungsverband vorgege-
benen Schwellenwerten (z.B. fiir regulatorische Kennzahlen),

4. Auflagen zur Umsetzung von MaBnahmenpléanen,

5. Auflagen zur Starkung der Governance, interner Kontrollsysteme
(IKS), Compliance Management Systeme (CMS) und Risiko Manage-
ment Systeme (RMS), und

6. Auflagen zur Sicherstellung der Einhaltung bestehender Verpflich-
tungen

2 Auflagen kdnnen einzeln oder als Kombination erteilt werden.

(8) " Bei der Erteilung von Auflagen hat der Prifungsverband die Interessen
der Gesamtheit der Mitglieder und die Gefahr der Inanspruchnahme des
Einlagensicherungsfonds sowie die Folgen einer solchen Inanspruch-
nahme des Einlagensicherungsfonds zu berlicksichtigen. ? Ebenso hat
der Prifungsverband bei der Auflagenerteilung die Belange und das Ge-
schaftsmodell der Mitgliedsbank zu berticksichtigen und den Verhaltnis-
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maBigkeitsgrundsatz zu beachten. * Zu den Einzelheiten kann der Vor-
stand Richtlinien und Arbeitsanweisungen erlassen.

" Auf Verlangen des Priifungsverbandes hat die Mitgliedsbank gegen-
Uber dem Prifungsverband schriftlich zu bestatigen, dass den Auflagen
entsprochen wird. 2 Der Prufungsverband kann sich im Rahmen von
Prifungen gemaB den Prifungsrichtlinien (§ 5 Abs. 4 dieser Satzung)
von der Einhaltung der Auflage Uberzeugen. ® Hat der Prifungsverband
nach einer Uberpriifung des Sachverhalts festgestellt, dass die Voraus-
setzungen fir die Erteilung einer Auflage weggefallen sind, hat er die
Auflage aufzuheben und dies der betroffenen Mitgliedsbank schriftlich
mitzuteilen.

' Soweit eine Mitgliedsbank die Auflagenerteilung uberprifen lassen
mdchte, hat sie dazu zunachst innerhalb von 3 Monaten ab Zugang der
Entscheidung Uber die Auflage den Beirat anzurufen. ? Eine solche An-
rufung des Beirates, welche nach MaBgabe des nachfolgenden § 25
Abs. 2 zu erfolgen hat, hat keine aufschiebende Wirkung und entbin-
det die Mitgliedsbank nicht von ihren aus den Auflagen resultierenden
Verpflichtungen (einschlieBlich der Verpflichtung nach vorstehendem
Abs. 7 Satze 1 und 2, die Einhaltung von erteilten Auflagen — gegebe-
nenfalls unter dem Vorbehalt einer anderweitigen Entscheidung des Bei-
rates — als bindend anzuerkennen und deren Einhaltung vom Prifungs-
verband Uberprifen zu lassen). ® Die Entscheidung Uber die Anrufung
wegen der Beauflagung ist auf einen aus der Mitte des Beirats gebildeten
Ausschuss delegiert. “ Die Einzelheiten sind in der Geschaftsordnung
des Beirats geregelt. ° Im Fall der Anrufung des Beirats sind dem Aus-
schuss des Beirats und unter den zusatzlichen, in der Geschaftsordnung
des Beirats geregelten Voraussetzungen auch dem gesamten Beirat alle
Unterlagen und Informationen, welche die Grundlage der Erteilung der
Auflage waren, zur Verfigung zu stellen; § 24 Abs. 3 Satz 1 findet in-
soweit keine Anwendung. ¢ Soweit die Anrufung des Beirats nicht zu
einer Anderung oder Aufhebung der Auflage oder einer einvernehm-
lichen Losung zwischen dem Prifungsverband und der Mitgliedsbank
fUhrt, entscheidet ein Schiedsgericht unter Ausschluss des ordentlichen
Rechtswegs, soweit ein Schiedsvertrag gemal Anlage nach § 11 Abs. 8
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Satz 6 geschlossen wurde und zwingendes Recht dem nicht entgegen-
steht. 7 Ein solches Schiedsverfahren hat keine aufschiebende Wirkung
und entbindet die Mitgliedsbank nicht von ihren aus den Auflagen re-
sultierenden Verpflichtungen (einschlieBlich der Verpflichtung nach vor-
stehendem Abs. 7 Satze 1 und 2, die Einhaltung von erteilten Auflagen
- gegebenenfalls unter dem Vorbehalt einer anderweitigen Entscheidung
des Schiedsgerichts — als bindend anzuerkennen und deren Einhaltung
vom Priifungsverband Uberprifen zu lassen)

Statut | Anlage zu § 5 Absatz 5 77



Anlage zu § 5 Absatz 10 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Briefkopf

Verpflichtungserklarung
gemaR § 5 Absatz 10 des

Letterhead

Declaration of Undertaking
pursuant to § 5 (10) of the

Statuts des innerhalb des

By-laws of the Deposit

Bundesverbandes deutscher

Protection Fund within the

Banken e.V. bestehenden

Association of German Banks

Einlagensicherungsfonds

Ich (Wir)!

| (We)’

stehe(n) zu

have a relationship with

(im Folgenden ,Bank") in einer Verbin-
dung, wie sie § 5 Absatz 10 des Statuts
des innerhalb des Bundesverbandes
deutscher Banken e.V. bestehenden
Einlagensicherungsfonds umschreibt.
Ich (Wir) verpflichte(n) mich (uns), den
Bundesverband deutscher Banken
e.V. von allen Verlusten freizustellen,
die diesem durch MaBnahmen geman
§ 2 Absatz 2 des Statuts des Einlagen-

(hereinafter referred to as ,Bank"”) as
described in § 5 (10) of the By-laws of
the Deposit Protection Fund within the
Association of German Banks. | (We)
undertake to indemnify the Association
of German Banks against any losses
which the Association may suffer from
measures taken in favour of the Bank
pursuant to § 2 (2) of the By-laws of
the Deposit Protection Fund.

1 Name, Adresse und (i) im Falle von Gesellschaften — (Handels)Registernummer bzw. (i) im Falle von
natirlichen Personen — Geburtsdatum / Name, address and (i) in case of companies - registration
number and (ii) in case of individuals — date of birth
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sicherungsfonds zu Gunsten der Bank
entstehen.

Diese Erklarung bleibt bis zum Wider-
ruf wirksam, und zwar unabhangig
davon, ob meine (unsere) Verbindung
im Sinne des § 5 Absatz 10 des Statuts
des Einlagensicherungsfonds zu der
Bank in irgendeiner Weise fortbesteht.
Sie ist unwiderruflich, solange eine
solche Verbindung fortbesteht. Wird
diese Erklarung in einem Zeitpunkt
widerrufen, in dem bereits Tatsachen
vorliegen, die zu MaBnahmen gemaR
§ 2 Absatz 2 des Statuts des Einlagen-
sicherungsfonds flihren, so gilt meine
(unsere) Verpflichtung geman Absatz 1
dieser Erklarung auch hinsichtlich die-
ser MaBnahmen.

Fur Streitigkeiten aus dieser Erklarung
ist ausschlieBlich das Landgericht Ber-
lin zustandig.

Fur alle Rechtsbeziehungen, die sich
aus dieser Erklarung ergeben, gilt das
Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Statut | Anlage zu § 5 Absatz 10

This declaration shall remain in effect
until revocation, irrespective of wheth-
er or not my (our) relationship with the
Bank within the meaning of § 5 (10) of
the By-laws of the Deposit Protection
Fund persists in any manner. This dec-
laration shall be irrevocable for as long
as such relationship persists. If this
declaration shall be revoked at a time
when facts have already arisen which
lead to the taking of measures pur-
suant to § 2 (2) of the By-laws of the
Deposit Protection Fund, my (our) obli-
gation under the first paragraph hereof
shall also apply with respect to the tak-
ing of such measures.

Any disputes arising in connection with
this declaration shall fall within the ex-
clusive jurisdiction of the Landgericht
Berlin.

All legal relationships resulting from
this declaration shall be subject to
the law of the Federal Republic of
Germany.
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Ich (Wir)

I (We)

ernenne(n) und bevollmachtige(n)
hiermit unwiderruflich

hereby irrevocably appoint and
authorise

als Zustellungsbevollmachtigten fur
alle Schriftstlicke, Erklarungen und
jede andere Form von Mitteilungen aus
oder im Zusammenhang mit moglichen
oder bereits anhangigen Rechtsstrei-
tigkeiten aus oder im Zusammenhang
mit dieser Erklarung. Fur den Fall,
dass der ernannte Zustellungsbevoll-
machtigte diese Aufgabe aus rechtli-
chen oder tatsachlichen Griinden nicht
mehr ausiiben kann, verpflichte(n) ich
(wir) mich (uns), unverziglich einen
anderen im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland ansassigen Zustellungs-
bevollmachtigten zu ernennen und
diese Ernennung dem Einlagensiche-
rungsfonds unverziglich mitzuteilen.?

as process agent for all papers, decla-
rations and any other form of commu-
nications resulting from or in connec-
tion with potential or already pending
litigation resulting from or in connec-
tion with this declaration. If the ap-
pointed process agent can no longer
perform this function for legal or fac-
tual reasons, | (we) shall be obliged
to appoint without delay another pro-
cess agent resident on the territory of
the Federal Republic of Germany and
to notify the Deposit Protection Fund
promptly of such appointment.?

2 Dieser Absatz ist zu streichen, wenn der Unterzeichner dieser Erklarung seinen Sitz in der Bundes-
republik Deutschland hat. / This paragraph should be deleted if the signatory to this declaration is

resident in the Federal Republic of Germany.
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Diese Erklarung wird in englischer und  This declaration is executed in English
deutscher Sprache unterzeichnet. Im and German. In case of discrepancies,
Falle von Abweichungen ist allein der the German version shall prevail.
deutsche Text maBgeblich.

Ort und Datum / Place and Date

Unterschrift / Signature®

Name / Name* Funktion / Function®®

Ort und Datum / Place and Date

Unterschrift / Signature®

Name / Name* Funktion / Function®®

3 Die Unterschrift ist mit einem Firmenstempel zu versehen (soweit vorhanden), zu beglaubigen und
ggf. mit Apostille zu versehen bzw. zu legalisieren, soweit der Bankenverband nicht hierauf verzich-
tet. / The signature has to be sealed with the company seal (if applicable), notarized and, as the case
may be, apostilled or legalized, unless the Association of German Banks waives such requirement.

4 Name des Unterzeichnenden in GroBbuchstaben / Name of signatory in capital letters
Funktion des Unterzeichnenden in GroBbuchstaben / Function of signatory in capital letters

Soweit die Vertretungsberechtigung des Unterzeichners nicht aus 6ffentlich einsehbaren Registern
ersichtlich ist, sind marktiibliche Nachweise der Vertretungsberechtigung beizufiigen. /

To the extent the signing authority of the signatory is not evident from public registers, customary
proof of signing authority has to be submitted.
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Anlage zu § 5a Absatz 10 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Grundsatze fur die Erbringung der Umlage
durch Zahlungsverpflichtungen

Fur die Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen gemaB § 5a Absatz 10 des
Statuts des Einlagensicherungsfonds gelten die folgenden Vorschriften:

§1

§2

82

Voraussetzungen fiir die Ubernahme
von Zahlungsverpflichtungen

Die Ubernahme einer Zahlungsverpflichtung in einem Abrechnungsjahr
setzt voraus, dass die Bank

(@) mit dem Bankenverband einen Rahmenvertrag Uber Zahlungsver-
pflichtungen nach § 2 dieser Anlage und einen Rahmenvertrag Gber
Finanzsicherheiten nach § 8 dieser Anlage abgeschlossen hat, die
einmalig, spatestens aber bis zum 15. Marz des Abrechnungsjahres
abzuschlieBen sind,

(b) bis spatestens zum 15. Marz des Abrechnungsjahres mit dem Ban-
kenverband fiir das Abrechnungsjahr die Ubernahme einer Zah-
lungsverpflichtung nach § 3 dieser Anlage vereinbart hat und

(c) bis spatestens zum 31. Marz des Abrechnungsjahres die Zahlungs-
verpflichtung durch Leistung von Finanzsicherheiten nach MaBgabe
des § 7 dieser Anlage abgesichert hat.

Die in Absatz 1 (c) genannte Frist ist eine Ausschlussfrist.
Rahmenvertrag Uber Zahlungsverpflichtungen

" Der Rahmenvertrag bildet die Grundlage fur den Abschluss von Vertra-
gen lber die Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen nach § 3 dieser
Anlage in den einzelnen Abrechnungsjahren. ? Im Rahmenvertrag sind
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§3

§4

der Inhalt der Vertrige (iber die Ubernahme von Zahlungsverpflichtun-
gen und das Verfahren zum Abschluss der Vertrage sowie die weiteren
Voraussetzungen der Inanspruchnahme zu regeln.

Der Bankenverband verwendet fiir den Rahmenvertrag ein einheitliches
Vertragsmuster.

Vertrage Uber die Ubernahme von
Zahlungsverpflichtungen

' Die Vertrage zur Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen legen fest,
in welchem Umfang die Bank Zahlungsverpflichtungen Gbernimmt. ? In
den Vertragen ist dartiber hinaus insbesondere zu regeln, dass

(@) Zahlungsverpflichtungen unwiderruflich und unkiindbar sind und

(b) die jeweilige Zahlungsverpflichtung durch bestimmte Finanzsicher-
heiten nach MaBgabe der §§ 6 bis 11 dieser Anlage besichert wird
und

(c) sich die Bank zur Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet und

(d) die Ubertragung von Vertragen {ber Zahlungsverpflichtungen auf
andere Banken nach MaBgabe des § 5 dieser Anlage zulassig ist.

Der Bankenverband verwendet fiir die Vertrdge tiber die Ubernahme von
Zahlungsverpflichtungen ein einheitliches Vertragsmuster.

Anforderung und Falligkeit der Zahlung

" Der Bankenverband fordert die Zahlung aus der Zahlungsverpflichtung
ganz oder in Teilbetragen an, soweit dies flir MaBnahmen nach § 2 Ab-
satz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds aus Sicht des Banken-
verbandes erforderlich ist. ? Dies gilt insbesondere auch, soweit das
Ubrige vorhandene Vermdgen des Einlagensicherungsfonds nicht hinrei-
chend liquide ist. * Die HOhe der Zahlungsanforderung gegentber den
einzelnen Banken bemisst sich dabei nach dem Verhaltnis der Zahlungs-
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verpflichtungen der einzelnen Bank zum Gesamtvolumen der bestehen-
den Zahlungsverpflichtungen.

Der Bankenverband fordert ferner die Zahlung von einer einzelnen Bank,
die eine Zahlungsverpflichtung ibernommen hat, an,

(a) soweit die Bank Finanzsicherheiten nicht, nicht fristgerecht oder
nicht vollstandig leistet bzw. ersetzt oder

(b) wenn gegentiber der Bank SanierungsmaBnahmen angeordnet wer-
den, nicht aber wenn FrihinterventionsmaBnahmen oder Krisenma-
nagementmaBnahmen im Sinne der Artikel 27 und 2 Absatz 1 Num-
mer 102 der Richtlinie 2014/59/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens fur
die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapier-
firmen und zur Anderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der
Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG,
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der
Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates (ABI. L 173 vom 12.6.2014, S.
190) angeordnet werden oder

(c) wenn lber das Vermogen der Bank ein Liquidations- oder Insolvenz-
verfahren oder ein vergleichbares Verfahren auslandischen Rechts
eroffnet wird oder

(d) wenn die Mitwirkung der Bank an dem Einlagensicherungsfonds
endet.

" Der Bankenverband kann dartber hinaus Zahlungen anfordern, sofern
dies in Hinblick auf das Verbot der Besserstellung im Sinne von § 5a Ab-
satz 10 Satz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds (insbesondere
in Hinblick auf vorausgegangene MaBnahmen der Einlagensicherung ge-
maB § 2 Absatz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds) aus seiner
Sicht geboten erscheint. 2 Eine entsprechende Priifung ist mindestens
einmal jahrlich durchzufihren. * Die Hohe der Zahlungsanforderung ge-
genlber den einzelnen Banken bemisst sich dabei nach dem Verhaltnis
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§5

der Zahlungsverpflichtungen der einzelnen Bank zum Gesamtvolumen
der bestehenden Zahlungsverpflichtungen.

" Die Anforderungen nach den Absatzen 1 bis 3 erfolgen schriftlich, elek-
tronisch oder mindlich unter Benennung des Anlasses fur die Anforde-
rung gegen Empfangsbestatigung der Bank. ? Mit Zugang der Anforde-
rung bei den Banken wird die Zahlung fallig.

Ubertragung von Zahlungsverpflichtungen

' Die Banken sind berechtigt, Vertridge {iber die Ubernahme von Zah-
lungsverpflichtungen nach § 3 dieser Anlage mit Zustimmung des Ban-
kenverbands auf andere Banken, die mit dem Bankenverband Rahmen-
vertrage nach § 2 dieser Anlage abgeschlossen haben, zu lbertragen.
2 Die Ubernehmende Bank muss alle Verpflichtungen aus dem Vertrag
iber die Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen uneingeschrankt
Ubernehmen und sich insbesondere gegenliber dem Bankenverband zur
Zahlung auf erstes Anfordern verpflichten. ® Die Ubernehmende Bank
muss mit Ubertragung in die Stellung der iibertragenden Bank hinsicht-
lich der fir die Ubertragenen Zahlungsverpflichtungen nach den §§7
und 8 dieser Anlage geleisteten Finanzsicherheiten eintreten, soweit die
Ubernehmende Bank nicht eigene Finanzsicherheiten nach MaBgabe
des § 8 dieser Anlage zum Ubertragungszeitpunkt stellt.

' Der Bankenverband erteilt die Zustimmung zu einer Ubertragung nach
Absatz 1, wenn die Ubernehmende Bank zugleich alle oder einen we-
sentlichen Teil der gedeckten Einlagen der Ubertragenden Bank durch
Gesamt- oder Einzelrechtsnachfolge Ubernimmt. ? Darliber hinaus er-
teilt der Bankenverband die Zustimmung nur dann, wenn die Ubertra-
gung mit dem Verbot der Besserstellung im Sinne von § 5a Absatz 10
Satz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds vereinbar ist und eine
Gefahrdung der finanziellen Stabilitdét des Einlagensicherungsfonds
ausgeschlossen ist.
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§6

§7

§8

86

Besicherung von Zahlungsverpflichtungen

Die Bank hat zur Absicherung der Zahlungsverpflichtungen Finanzsi-
cherheiten zu leisten.

Der Marktwert der Finanzsicherheiten abziglich eines Bewertungsab-
schlags nach § 11 dieser Anlage (Anrechnungswert) muss fortwahrend
der Summe der von der Bank tGbernommenen Zahlungsverpflichtungen
entsprechen.

Leistung von Finanzsicherheiten

Finanzsicherheiten durfen ausschlieBlich risikoarme Schuldtitel oder
Barsicherheiten sein, die in angemessener Zeit und mit angemessenen
Kosten verfligbar gemacht werden kdnnen und realisierbar sind.

Die Leistung von Finanzsicherheiten kann durch Vollrechtstbertragung
oder Verpfandung erfolgen.

Rahmenvertrag uber Finanzsicherheiten

" Grundlage fir die Leistung von Finanzsicherheiten im Zusammenhang
mit dem Abschluss von Vertragen Uber die Ubernahme von Zahlungs-
verpflichtungen in einzelnen Abrechnungsjahren nach § 7 dieser Anlage
ist ein Rahmenvertrag Uber Finanzsicherheiten. ? Im Rahmenvertrag sind
der Inhalt sowie das Verfahren zur Leistung von Finanzsicherheiten ab-
schlieBend zu regeln.

Der Bankenverband verwendet flir den Rahmenvertrag einheitliche Ver-
tragsmuster.

Der Rahmenvertrag Uber Finanzsicherheiten muss insbesondere regeln,

(@) welche risikoarmen Schuldtitel oder Barsicherheiten Gegenstand
der Finanzsicherheiten sein durfen und
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§9

(b)

(c)

(d)

(e)

(f)

(9)

dass der Anrechnungswert der Finanzsicherheit fortwahrend insge-
samt mindestens der Summe aller von einer Bank Ubernommenen
Zahlungsverpflichtungen entsprechen muss und

dass die Bank berechtigt ist, Finanzsicherheiten unbeschadet des
Buchstaben e) auszutauschen, soweit die Voraussetzungen der
Buchstaben a) und b) fortwahrend erfillt sind, und

dass die Bank, wenn der Anrechnungswert der Summe aller ge-
leisteten Finanzsicherheiten unter die Summe aller von einer Bank
Ubernommenen Zahlungsverpflichtungen (Unterdeckung) fallt, ver-
pflichtet ist, weitere Finanzsicherheiten mit einem Anrechnungswert
zu Ubertragen, der den Betrag der Unterdeckung zumindest erreicht,
oder die Bank die Verpflichtung abwenden kann, indem sie die Zah-
lungsverpflichtungen in Hohe der Unterdeckung durch Zahlung an
den Einlagensicherungsfonds erftllt, und

dass die Bank eine Finanzsicherheit durch andere geeignete Finanz-
sicherheiten ersetzt, sofern diese fallig geworden ist, die Anforde-
rungen nach § 9 dieser Anlage nicht mehr erflillt oder in anderen
Fallen, Uber die sich die Bank und der Bankenverband verstandigt
haben, und

dass etwaige Ertrage aus den Finanzsicherheiten der Bank zustehen
und

dass die Bank verpflichtet ist, dem Bankenverband unverzuglich alle
Umstande anzuzeigen, die die Fahigkeit der Bank beeintrachtigen
koénnten, der Zahlungsverpflichtung oder ihren Verpflichtungen aus
dem Rahmenvertrag Uber Finanzsicherheiten nachzukommen.

Zulassige Finanzsicherheiten

" Der Bankenverband kann die als Finanzsicherheiten zuldssigen risi-
koarmen Schuldtitel oder Barsicherheiten einschranken oder konkreti-
sieren. ? Der Bankenverband veroffentlicht die zuldssigen risikoarmen

Schuldtitel oder Barsicherheiten auf seiner Internetseite.
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§10

§ 1

88

Verwaltung von Finanzsicherheiten

" Der Bankenverband kann einen Dritten mit der Verwaltung der Finanz-
sicherheiten beauftragen. ? Hierzu ist eine Vereinbarung zwischen dem
Bankenverband, der Bank und dem Sicherheitenverwalter abzuschlieBen.

" Die Kosten der Sicherheitenverwaltung sind von der Bank zu tragen.
2 Erfolgt die Sicherheitenverwaltung durch einen Dritten, ist die Kosten-
tragungspflicht der Bank in der Vereinbarung zu regeln.

Bewertungsabschlage, Bewertung

" Der Bankenverband legt Bewertungsabschlage fur die gestellten Fi-
nanzsicherheiten fest und wendet diese zur Ermittlung des Anrech-
nungswertes der Finanzsicherheiten an. ? Die Bewertungsabschlage
berlicksichtigen die Kredit-, Markt- und Liquiditatsrisiken der betreffen-
den Finanzsicherheiten, eine Einschatzung der erwarteten Verluste im
Rahmen einer Verwertung und des erwarteten Zeitrahmens bis zum Ab-
schluss der Verwertung der Finanzsicherheiten.

Der Bankenverband kann fir die Ermittlung der Bewertungsabschlage
den Prifungsverband einschalten.
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Anlage zu § 6 Absatz 18 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

§ 6 des Statuts des Einlagensicherungsfonds in der am 18. November 2021 im
Vereinsregister eingetragenen Fassung des Statuts des Einlagensicherungsfonds

§6

Umfang der Einlagensicherung

Gesichert werden bei den Banken nach MaBgabe der folgenden Vor-
schriften Guthaben, einschlieBlich Festgeld und Spareinlagen, die sich
im Rahmen von Bankgeschaften aus Betragen, die auf einem Konto ver-
blieben sind, oder aus Zwischenpositionen ergeben und von der Bank
nach den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen zu-
rlickzuzahlen sind (Einlagen).

Einlagen von

o natilrlichen Personen (auch soweit sie in Auslibung ihrer gewerbli-
chen oder selbststandigen beruflichen Tatigkeit handeln) sowie

o rechtsfahigen Stiftungen deutschen Rechts oder Stiftungen auslan-
dischen Rechts, die rechtsfahigen Stiftungen deutschen Rechts ver-
gleichbar sind,

werden gesichert, sofern die Einlage nicht

(@) zu den Eigenmitteln der Bank im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Num-
mer 118 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (CRR) z3hlt (dies gilt un-
abhéangig davon, in welcher Hohe die Eigenmittel aufsichtsrechtlich
anrechenbar sind; die Einlage darf auch keine nachrangige Verbind-
lichkeit und keine Verbindlichkeit aus Genussrechtskapital der Bank
sein) oder

(b) eine Verbindlichkeit des Kreditinstituts aus einem eigenen Akzept
oder Solawechsel ist oder

(c) eine Verbindlichkeit der Bank aus einem Wertpapierpensions- bzw.
Repogeschaft oder einem Wertpapierleihgeschaft ist oder
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(d) eine Verbindlichkeit aus einer auf den Inhaber lautenden Schuld-
verschreibung, einer Orderschuldverschreibung oder einem diesen
Schuldtiteln vergleichbaren Recht, das seiner Art nach auf den Kapi-
talmarkten handelbar ist, oder einem vergleichbaren Schuldtitel aus-
landischen Rechts ist oder

(e) im Zusammenhang mit Transaktionen entstanden ist, auf Grund de-
rer Personen in einem Strafverfahren wegen Geldwasche im Sinne
des Artikels 1 Absatz 2 der Richtlinie 2005/60/EG verurteilt worden
sind, oder

(f) im Zusammenhang mit Rechtshandlungen entstanden ist, die in
einem Insolvenzverfahren gemaB §§ 129 ff. InsO in Verbindung mit
§ 46 ¢ KWG anfechtbar waren, wobei es auf das Vorliegen einer
Masseschmalerung nicht ankommt.

' Einlagen von anderen Glaubigern werden nur dann gesichert, wenn

(a) die Einlage nicht von Absatz 2 Unterabsatz (a) bis (f) erfasst wird
und

(b) die Einlage keine Verbindlichkeit aus einem Schuldscheindarlehen
oder einer Namensschuldverschreibung oder aus einem vergleich-
baren Schuldtitel auslandischen Rechts ist und

(c) die Einlage eine Laufzeit von maximal 18 Monaten hat. 2 MaBgeb-
lich ist die aktuell vereinbarte Laufzeit der Einlage im Zeitpunkt der
Feststellung des Entschadigungsfalls gemaB § 10 Absatz 1 EinSiG.
° Etwaige vorzeitige Kindigungs- oder anderweitige Ruckforde-
rungsrechte des Glaubigers oder der Bank bleiben hierbei auBer
Betracht. # Ist die Einlage prolongiert worden, werden die abgelau-
fenen Laufzeiten vor der Prolongation bei der Laufzeitbestimmung
nicht mit eingerechnet. ® Einlagen, fur die keine Laufzeiten verein-
bart worden sind, werden nur dann gesichert, wenn der Glaubiger
die Einlage nach den im Zeitpunkt der Feststellung des Entschadi-
gungsfalls gemaB § 10 Absatz 1 EinSiG maBgeblichen Bedingungen
innerhalb einer Frist von maximal 18 Monaten kiindigen oder an-
derweitig zurlickfordern kann. ¢ Auf Einlagen, die bereits vor dem
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01. Januar 2020 bestanden haben, findet die Laufzeitbeschrankung
keine Anwendung. ” Nach dem 31. Dezember 2019 entfallt der Be-
standsschutz nach vorstehendem Satz 6, sobald die betreffende
Einlage fallig wird, geklindigt oder anderweitig zurtickgefordert wer-
den kann, oder wenn die Einlage im Wege einer Einzel- oder Ge-
samtrechtsnachfolge Ubergeht.

4. Einlagen der folgenden Glaubiger, auch wenn es sich um solche im Sinne
von Absatz 2 und 3 handelt, sind nicht von der Einlagensicherung um-
fasst:

(a) Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 CRR ein-
schlieBlich vergleichbarer Unternehmen mit Sitz im Ausland;

(b) Finanzinstitute im Sinne des Artikels 4 Absatz1 Nummer 26 CRR
einschlieBlich vergleichbare Unternehmen mit Sitz im Ausland. Nicht
als Finanzinstitut gilt eine vermdgensverwaltende Gesellschaft, die
Finanzinstrumente ausschlieBlich zu Zwecken der Anlage eigenen
Vermogens erwirbt, verauBert oder halt und hierbei nach der Ver-
kehrsanschauung und dem Gesamtbild der Verhaltnisse nicht wie
ein Handler am Markt tatig wird;

(c) Wertpapierfirmen im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 der
Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 21. April 2004 Giber Mérkte fir Finanzinstrumente, zur Anderung
der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richt-
linie 2000/12/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und
zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABI. L 145 vom
30. April 2004, S. 1) einschlieBlich vergleichbarer Unternehmen mit
Sitz im Ausland;

(d) der Bund, ein Land, eine Gemeinde oder eine andere Gebietskorper-
schaft, ein anderer Staat oder eine Regionalregierung oder eine ort-
liche Gebietskorperschaft eines anderen Staates;

(e) Geschéftsleiter der Bank;

(f) personlich haftende Gesellschafter der Bank. Dies gilt auch dann,
wenn der Glaubiger nicht Geschaftsleiter ist;
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(g) natlrliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften,
denen die Mehrheit der Anteile an der Bank gehdrt oder die alleine
oder gemeinsam mit anderen unmittelbar oder mittelbar einen be-
herrschenden Einfluss auf die Bank ausliben kénnen; flr die Beurtei-
lung der Frage, ob jemandem die Mehrheit der Anteile gehort oder ein
beherrschender Einfluss vorliegt, finden die §§ 16 ff. AktG unabhan-
gig von der Rechtsform der Bank oder der beteiligten natirlichen oder
juristischen Personen und Personengesellschaften entsprechende
Anwendung. Dieser Unterabsatz (g) gilt nicht, wenn die Einlage zum
Sicherungsvermdgen im Sinne von § 125 VAG gehort;

(h) Mitglieder eines zur Uberwachung der Geschaftsfiihrung bestellten
Organs der Bank, dessen Uberwachungsbefugnisse durch Gesetz
geregelt sind (Aufsichtsorgan);

(i) Ehegatten oder minderjéhrige Kinder von in Unterabsatz (e) bis (h)
genannten Personen, es sei denn, dass die Gelder aus dem eigenen
Vermogen der Ehegatten bzw. der minderjahrigen Kinder stamme.

Nicht gesichert werden Einlagen von Glaubigern, die fiir Rechnung eines
Dritten handeln, wenn die Einlage in dem Fall, dass der Dritte Glaubiger
der Einlage ware, nicht gesichert ware.

Bei Einlagen von Kapitalverwaltungsgesellschaften und deren Depot-
banken gilt jedes in- und auslandische Sondervermdgen als ein selbst-
standiger Glaubiger und nicht als mit der es verwaltenden Kapitalverwal-
tungsgesellschaft verbunden.

" Wird eine nicht gesicherte Einlage durch einen Glaubigerwechsel (auf-
grund Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge) zu einer gesicherten Einlage
oder wird eine nicht gesicherte Verbindlichkeit anderweitig zu einer ge-
sicherten Einlage, so ist die Einlage nicht gesichert, wenn innerhalb von
sechs Monaten nach diesem Zeitpunkt MaBnahmen nach § 2 Absatz 2
beschlossen wurden, ein Sanierungs- oder Reorganisationsverfahren
nach dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz eingeleitet wurde, die
Anordnung von MaBnahmen gemaR §§ 45 bis 46 KWG bzw. §§ 36 bis
38 SAG, die Stellung eines Insolvenzantrags, die Feststellung des Ent-
schadigungsfalles gemaB § 10 EinSiG, oder vergleichbare MaBnahmen
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zustandiger Aufsichts- bzw. Abwicklungsbehdérden erfolgt sind. 2 MaB-
geblich ist hierbei die friheste MaBnahme bzw. das friheste Ergebnis.
% Abweichend von Satz 1 besteht eine Sicherung jedoch dann, wenn ein
nicht gesicherter Glaubiger im Sinne von Absatz 4 Unterabsatz (a) die
Einlage innerhalb von fiunf Bankarbeitstagen sowohl erworben als auch
an eine nicht in Absatz 4 aufgefuhrte Person weiterverauBert hat, sofern

« die Einlage bei Erwerb durch den nicht gesicherten Glaubiger im Sinne
von Absatz 4 Unterabsatz (a) gesichert war oder

o der nicht gesicherte Glaubiger im Sinne von Absatz 4 Unterabsatz (a)
die Einlage unmittelbar vom Schuldner (Emittenten) erworben hat.

4 Bei der Funf-Tage-Frist ist auf die zugrunde liegenden Verpflichtungs-
geschafte und nicht auf etwaige zeitlich nachgelagerte Erflllungsge-
schafte abzustellen.

8. Fur Entschadigungen gelten die folgenden Sicherungsgrenzen:

(@) ' Eine Entschadigung erfolgt je Glaubiger maximal bis zu einer Si-
cherungsgrenze in Hohe von 15 % der Eigenmittel der Bank im Sin-
ne von Artikel 72 CRR. ? Die Eigenmittel setzen sich zusammen aus
dem harten Kernkapital gemaB Artikel 50 CRR, dem zusatzlichen
Kernkapital gemaB Artikel 61 CRR und dem Erganzungskapital ge-
manB Artikel 71 CRR, wobei fur die Bemessung der Sicherungsgrenze
das Erganzungskapital nur bis zur Hohe von 25 % des Kernkapitals
im Sinne von Artikel 25 CRR Berticksichtigung findet. ° MaBgeblich
sind die vom Prufungsverband auf der Grundlage des letzten Pri-
fungsberichts des Jahresabschlusspriifers der Bank festgestellten
Verhaltnisse; dariber hinaus kénnen Kapitalerhohungen, die nach
diesem Zeitpunkt von einem Wirtschaftsprufer testiert worden sind,
auf Antrag der Bank berlicksichtigt werden. * Setzt die zustandige
Aufsichtsbehorde auf die Eigenmittel einen Korrekturposten fest, so
ist der Bankenverband befugt, die Sicherungsgrenze entsprechend
zu verringern. ° Einlagen, die die Sicherungsgrenze Uberschreiten,
werden bis zur jeweiligen HOhe der Sicherungsgrenze gesichert.
5 Ab dem 1. Januar 2025 betragt die Sicherungsgrenze 8,75 % der
Eigenmittel im Sinne von Satz 1.7 Fur Einlagen, die nach dem 31. De-
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(b)

zember 2011 begriindet oder prolongiert werden, gelten, abweichend
von Unterabsatz (d) Satz 5, die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab
den oben genannten Stichtagen.

" Abweichend von Unterabsatz (a) betragt die Sicherungsgrenze
fr neu aufgenommene Institute bis zum Ende des dritten vollen
Kalenderjahres ihrer Mitwirkung am Einlagensicherungsfonds zu-
nachst 250.000 €. ? Zum Ende des dritten vollen Kalenderjahres
erfolgt eine Uberpriifung. * Sodann gilt fir die Sicherungsgrenze
Unterabsatz (a), sofern nicht die Voraussetzungen von Unterab-
satz (c) vorliegen.

“ Die Sicherungsgrenze fir neu aufgenommene Institute kann im
Einzelfall auf Antrag der Bank vom Prifungsverband bis zur Hohe
der Sicherungsgrenze gemaB Unterabsatz (a) angehoben werden,
wenn nach Einschatzung des Prifungsverbandes das Risiko einer
Inanspruchnahme des Bankenverbandes im Wesentlichen ausge-
schlossen erscheint. ° Dies ist insbesondere anzunehmen, wenn fir
die Bank eine Freistellungserklarung gemaB § 5 Absatz 10 abgege-
ben worden ist, die werthaltig im Sinne von § 5a Absatz 5 ist (un-
abhangig davon, ob die Freistellungserklarung von einer Bank oder
einem Dritten abgegeben wurde).

5 Ist die Bank durch Umwandlung im Sinne von § 1 Absatz 1 Um-
wandlungsgesetz entstanden oder liegt eine wirtschaftlich ver-
gleichbare Umwandlung oder Umstrukturierung vor, kann die Siche-
rungsgrenze entsprechend dem vorstehenden Absatz angehoben
werden, wenn

o der Ubertragende Rechtstrager zuvor an dem Einlagensiche-
rungsfonds mitgewirkt hat und

o dessen Sicherungsgrenze auf der Grundlage von Unterabsatz (a)
Satz 1 ermittelt wurde und

o der Ubertragende Rechtstrager (i) gemaB der Klassifizierung nach
§ 4a der Klasse BBB+ oder einer besseren Klasse zugewiesen ist
und (ii) nicht aufgrund des Eigenkapitalfaktors und/oder der Ver-
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lustpufferquote zu einer erhéhten Jahresumlage herangezogen
wird und

o das Ubertragene Geschaft im Wesentlichen das Geschaft des
aufnehmenden Rechtstragers pragt und das Risikoprofil des
neu aufgenommenen Instituts nach Einschatzung des Prifungs-
verbandes im Vergleich zu dem bisherigen des Ubertragenden
Rechtstragers zumindest als im Wesentlichen gleichwertig zu be-
urteilen ist.

(c) ' Bei Vorliegen eines besonderen Risikoprofils kann der Priifungs-
verband die Sicherungsgrenze einer Bank bis auf 250.000 € absen-
ken. 2 Dies kann insbesondere dann geschehen, wenn

o der Prifungsverband negative Prifungsfeststellungen gemacht
hat, die die Gefahr einer Inanspruchnahme des Einlagensiche-
rungsfonds begriinden oder

o die Bank im Rahmen des Klassifizierungsverfahrens in Klasse ,B-"
oder eine schlechtere Klasse eingestuft wurde oder

« sonstige wesentliche Risikoerhhungen eingetreten sind.

(d) " MaBgebend fir die Entschadigung der Glaubiger ist die Siche-
rungsgrenze, die der Bank als Ergebnis der Feststellung des Pri-
fungsverbandes mitgeteilt worden ist und im Internet unter www.
bankenverband.de abgerufen werden kann. ? Eine Herabsetzung
der Sicherungsgrenze wird mit Einstellung in das Internet wirksam.
° Die Bekanntgabe der neuen Sicherungsgrenze im Bundesanzeiger
und in einer Tageszeitung am Sitz der Bank kann der Bankenverband
flir Rechnung der Bank vornehmen. * Die Bank ist verpflichtet, die
Glaubiger, die durch ein Herabsinken der Sicherungsgrenze betrof-
fen werden, hiertiber unverziglich zu unterrichten. ° Diese Einlagen
sind bis zur Falligkeit oder bis zur nachstmaoglichen Kiindigung nach
der Information Uber die Herabsetzung bis zur alten Sicherungs-
grenze gesichert.

(e) Fur Banken, die bei Stellung des Antrages auf Mitwirkung an dem
Einlagensicherungsfonds einem institutsbezogenen Sicherungssys-
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tem im Sinne von § 43 EinSiG angehdren und bei Aufnahme in den
Einlagensicherungsfonds fir mindestens drei volle Kalenderjahre
Mitglied des Prifungsverbandes sind, gilt abweichend von Unterab-
satz (b) bei Aufnahme in den Einlagensicherungsfonds im Anschluss
an eine Uberpriifung fiir die Sicherungsgrenze Unterabsatz (a), so-
fern nicht die Voraussetzungen von Unterabsatz (c) vorliegen.

" Bei der Berechnung der gesicherten Einlagen werden alle Einlagen
eines Glaubigers zusammengerechnet; etwaige Gegenforderungen der
Bank werden abgezogen, auch wenn diese noch nicht fallig sind. ? Fer-
ner werden zu Gunsten des Bankenverbandes die flr einen Blrgen gel-
tenden Vorschriften der §§ 768, 770, 776 BGB entsprechend angewandt.

" Bei Anderkonten wird auf die Person des Treugebers abgestellt.
2 Gleiches gilt fur sonstige offene Treuhandkonten, sofern in der Kon-
tobezeichnung das Treuhandverhaltnis sowie die Treugeber eindeu-
tig gekennzeichnet sind und das Bestehen des Treuhandverhaltnisses
dem Einlagensicherungsfonds nachgewiesen wird. ¢ Im Ubrigen werden
Treuhandkonten, vorbehaltlich der Regelung in Absatz 5, wie Konten des
Treuhanders behandelt.

' Bei Gemeinschaftskonten werden die Guthaben und Forderungen den
Kontoinhabern — unabhangig von der Form des Kontos und von dem der
Gemeinschaft zu Grunde liegenden Rechtsverhaltnis — fur die Sicherung
zu gleichen Anteilen zugerechnet.? Sodann werden zunachst die gegen-
Uber den einzelnen Kontomitinhabern aus ihrer persénlichen Geschafts-
verbindung mit der Bank bestehenden Einlagen gesichert.® Soweit diese
Einlagen die Sicherungsgrenze nicht ausschopfen, wird der dem einzel-
nen Kontomitinhaber zustehende Anteil an dem Gemeinschaftsguthaben
fUr die Sicherung des Gemeinschaftsguthabens verwendet. * Diese Vor-
schriften gelten entsprechend flir Konten, welche auf den Namen einer
Gemeinschaft von Wohnungseigentimern gefiihrt werden.

" Die Zahlungen umfassen im Rahmen der Sicherungsgrenze auch et-
waige Zinsanspriche fur den Zeitraum bis zur Feststellung des Entscha-
digungsfalls gemaB § 10 Absatz 1EinSiG. ? Der Einlagensicherungsfonds
leistet Zahlungen jedoch nur fir Zinsen in markttblicher Héhe. ® Der Ein-
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14.
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16.

lagensicherungsfonds kann seine samtlichen Zahlungen an den einzel-
nen Glaubiger davon abhangig machen, dass dieser darauf verzichtet,
die gemaB Satz 2 nicht gesicherten Zinsanspriiche gegenuber der Bank
geltend zu machen.

' Einlagen in auslandischer Wahrung kénnen in Euro entschadigt werden.
2 Zugrunde gelegt wird der Referenzkurs der Europaischen Zentralbank
des Tages, an dem der Entschadigungsfalls gemaB § 10 Absatz 1 EinSiG
festgestellt wurde. ° Sollte ein solcher nicht verfugbar sein, gilt der Um-
rechnungskurs, der am Tag der Feststellung des Entschadigungsfalles
fUr den Zahlungsort maBgeblich war.

" Endet die Mitwirkung einer Bank an dem Einlagensicherungsfonds, so
hat sie ihre Glaubiger, die Einlagen bei ihr haben, hiervon unverziglich in
Kenntnis zu setzen und sie auf die Folgen hinzuweisen, die sich hieraus
ergeben. ? Der Bankenverband gibt das Ausscheiden im Bundesanzei-
ger und in einer Tageszeitung am Sitz der Bank flir deren Rechnung be-
kannt. ® Einlagen, die spater als einen Monat nach der Bekanntgabe im
Bundesanzeiger getatigt oder prolongiert werden oder im Wege der Ein-
zel- oder Gesamtrechtsnachfolge Ubertragen werden oder die der Glau-
biger nach diesem Zeitpunkt nicht zum nachstmaoglichen Termin kiindigt
bzw. zurlckfordert, sind nicht gesichert.

" Nicht der Sicherung unterliegen Verbindlichkeiten der Banken, die auf-
grund missbrauchlicher Rechtshandlungen in den Schutzumfang des Ein-
lagensicherungsfonds einbezogen werden sollen. ? Eine missbrauchliche
Rechtshandlung liegt insbesondere vor, wenn eine Gestaltung gewahlt
wird, die beim Glaubiger im Vergleich zum vorgesehenen Schutzumfang
des Einlagensicherungsfonds zu einem statuarisch nicht vorgesehenen
Vorteil im Zusammenhang mit einer MaBnahme nach § 2 fihrt.

" Der Einlagensicherungsfonds wird Entschadigungsleistungen nach
dem Statut nur erbringen, wenn und soweit die Glaubiger nicht durch
eine andere Sicherungseinrichtung oder durch eine Entschadigungsein-
richtung gemaB dem Einlagensicherungs- oder dem Anlegerentscha-
digungsgesetz entschadigt werden. ? Der Bankenverband kann - auch
nach Entschadigung - die Einreichung von Informationen und Nachwei-

Statut | Anlage zu § 6 Absatz 18 97



17.

18.

19.

98

sen in Bezug auf die angemeldeten bzw. entschadigten Einlagen und
deren Glaubiger verlangen, insbesondere im Hinblick auf die Entscha-
digungsfahigkeit nach diesem Statut und den Rang der Einlage im Sinne
von § 46f Abs. 4 KWG. ® Eine Entschadigung erfolgt nur, soweit die ge-
forderten Informationen und Nachweise innerhalb der gesetzten Fristen
beigebracht werden.

Etwaig bereits erbrachte Entschadigungsleistungen sind zurlickzuer-
statten, wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen fur eine Ent-
schadigung nicht vorlagen, oder nach diesem Statut angeforderte Infor-
mationen und Nachweise nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
beigebracht werden.

" Fur Verbindlichkeiten, die bereits vor dem 1. Oktober 2017 gemaB § 6
der am 13. Oktober 2016 im Vereinsregister eingetragenen Fassung
des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesichert wurden, das inso-
weit Bestandteil dieses Statuts ist, besteht die Sicherung nach MaBgabe
dieser Vorschrift fort. > Nach dem 30. September 2017 entfallt der Be-
standsschutz nach Satz 1, sobald die betreffende Verbindlichkeit fallig
wird, geklindigt oder anderweitig zurlickgefordert werden kann, oder
wenn die Verbindlichkeit im Wege einer Einzel- oder Gesamtrechtsnach-
folge Ubergeht.

Ein Rechtsanspruch auf ein Eingreifen oder auf Leistungen des Einlagen-
sicherungsfonds besteht nicht.

Statut | Anlage zu § 6 Absatz 18



99



@ Einlagensicherungsfonds

So erreichen Sie den
Einlagensicherungsfonds

Per Post: Herausgeber:
Bundesverband deutscher Banken e.V. Bundesverband
Einlagensicherungsfonds deutscher Banken e. V.

BurgstraBe 28, 10178 Berlin
Inhaltlich Verantwortlicher:

R, +49 30700 1505 40 Thomas Schliiter
M info.einlagensicherung@bdb.de
© einlagensicherungsfonds.de Gestaltung:
K16 GmbH
Druck:

PIEREG Druckcenter
Berlin GmbH




	Statut des Einlagensicherungs­fonds
	§ 1	Einlagensicherungsfonds
	§ 2	Aufgabe und Zweck des Einlagensicherungsfonds
	§ 2a	Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
	§ 3	Voraussetzung für die Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
	§ 4	Beendigung der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds 
	§ 4a	Risikoeinschätzung
	§ 4b	Einlagenklassifizierung
	§ 5	Pflichten und Rechte der an dem Einlagen­sicherungsfonds mitwirkenden Banken 
	§ 5a	Finanzierung und Zielausstattung
	§ 5b	Informationen zur Einlagensicherung und Werbung 
	§ 6	Umfang der Einlagensicherung
	§ 7	Ausschuss für die Einlagensicherung 
	§ 7a	Risikokomitee Einlagensicherung und Task Force
	§ 8	Einschaltung des Prüfungsverbandes
	§ 9	Bekanntgabe der Mitwirkung an dem Einlagensicherungsfonds
	§ 10	Keine Ansprüche der Bank
	§ 11	Geheimhaltungs- und Schweigepflicht, Vermeidung von Interessenskonflikten
	§ 12	Ordnungsmaßnahmen
	§ 13	Auflösung des Einlagensicherungsfonds

	Anlagen
	Anlage zu § 2a Absatz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 4a des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 4b des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 5 Absatz 1 Satz 1 sowie § 5b Absatz 1 Satz 1 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 5 Absatz 2 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 5 Absatz 5 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 5 Absatz 10 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 5a Absatz 10 des Statuts des Einlagensicherungsfonds
	Anlage zu § 6 Absatz 18 des Statuts des Einlagensicherungsfonds

	By-laws of the Deposit Protection Fund
	Section 1:	Deposit Protection Fund
	Section 2:	Purpose of the Fund
	Section 2a:	Participation in the Fund
	Section 3:	Conditions for participation in the Fund
	Section 4:	Termination of participation in the Fund 
	Section 4a:	Risk Assessment
	Section 4b:	Deposit rating
	Section 5:	Rights and obligations of banks participating in the Fund 
	Section 5a:	Funding and target level
	Section 5b:	Information on deposit protection and advertising 
	Section 6:	Scope of deposit protection
	Section 7:	Deposit Protection Committee 
	Section 7a:	Deposit Protection Risk Committee and Task Force
	Section 8:	Retention of the Auditing Association
	Section 9:	Publication of participation in the Fund
	Section 10:	No claims of the bank
	Section 11:	Obligation of confidentiality and secrecy, avoidance of conflicts of interest 
	Section 12:	Disciplinary measures
	Section 13:	Dissolution of the Fund

	Annex
	Annex to Section 2a (1) of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 4a of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 4b of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 5 (1), lit. 1 and Section 5b (1), lit. 1 
of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 5 (2) of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 5 (5) of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 5 (10) of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 5a (10) of the By-laws of the Deposit Protection Fund
	Annex to Section 6 (18) of the By-laws of the Deposit Protection Fund


